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Grundzüge
der Unternehmens-
besteuerung

Arbeitnehmervertreterinnen und -vertreter werden regelmäßig mit

den Auswirkungen des Unternehmensteuerrechts konfrontiert.

Das Management begründet oftmals Entscheidungen zur Struktur des

Unternehmens und zum Aufbau eines Konzerns, zur Gründung eines

Tochterunternehmens oder zur gewählten Rechtsform, geplante

Outsourcing-Maßnahmen, Abbau von Produktionskapazitäten und

Aufgabe von Standorten mit steuerlichen Vor- oder Nachteilen.

Mitgliedern von Betriebsräten,Wirtschaftsausschüssen und Aufsichts-

räten soll mit diesemWerk die Gelegenheit geboten werden, steuer-

rechtlich motivierte Entscheidungen in der Unternehmenspraxis

nachvollziehen und einer kritischen Prüfung unterziehen zu können.

Ein bloßer Verweis auf angebliche steuerliche Zwänge ohne weitere

Untermauerung hat sich in der Praxis schon oft als nicht stichhaltig

erwiesen. In so manchem Fall reicht bereits ein Grundverständnis der

steuerrechtlichen Lage aus, um eigener Verunsicherung vorzubeugen

und das Leitungsorgan zu einer guten Begründung seiner Entschei-

dungen anzuhalten. Diese Veröffentlichung soll die Praktiker in die

Lage versetzen, die unternehmerische Argumentation zu prüfen und

eventuelle Handlungsspielräume aufzuspüren.
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VORWORT

Vertreterinnen und Vertreter der Arbeitnehmerschaft werden regelmäßig mit den

Auswirkungen des Unternehmensteuerrechts konfrontiert. Entscheidungen zur

Struktur des Unternehmens und zum Aufbau eines Konzerns, zur Gründung eines

Tochterunternehmens oder zur gewählten Rechtsform gehören ebenso dazu wie

geplante Outsourcing-Maßnahmen, Abbau von Produktionskapazitäten und Auf-

gabe von Standorten. Eher mittelbare Auswirkungen haben Entscheidungen im

Rahmen der Steuergestaltungspolitik des Unternehmens, zu der Fragen der Ab-

schreibungspolitik und der Verrechnung konzerninterner Lieferungen und Leis-

tungen gehören. So manche Entscheidung ist aber nicht steuerlich motiviert, ob-

wohl dies behauptet wird,weil dies wohlfeile Argument in der betriebspolitischen

Auseinandersetzung vermeintlich immer sticht. In solchen Fällen hilft die eigene

Kenntnis über die durchaus trockene Materie weiter.

Bekanntermaßen ist das Unternehmensteuerrecht ein komplexes Gebiet und

fortwährendemWandel unterworfen. Gerade in der jüngsten Zeit sind unter dem

Stichwort der Unternehmenssteuerreform viele Veränderungen vorgenommen

worden.Aus der damit angesprochenen Dynamik folgt, dass es schwierig ist, einen

aktuellen Stand des Steuerrechts darzubieten. Etwas einfacher stellt sich die Auf-

gabe allerdings dar, wenn es darum geht, ein prinzipielles Verständnis der steuer-

lichen Grundlagen unternehmerischer Entscheidungen zu vermitteln. Dieser Auf-

gabe stellt sich die vorliegende betriebswirtschaftliche Handlungshilfe,dieWP/StB

Arno Prangenberg und Dipl.-Kfm. Stephan Biermann von der Wirtschaftsprü-

fungsgesellschaft Korthäuer & Partner in Essen in enger Zusammenarbeit mit dem

zuständigen Wirtschaftsreferat der Hans-Böckler-Stiftung erstellt haben. Obwohl

es sich hier um ein Werk handelt, das einen grundsätzlichen Überblick geben will,

ist es doch denWandlungen des Steuerrechts unterworfen.Daher war es nötig,der

ersten Auflage aus dem Jahr 2003 nun eine überarbeitete Neuauflage folgen zu

lassen.

Mitgliedern von Betriebsräten, Wirtschaftsausschüssen und Aufsichtsräten soll

mit diesemWerk die Gelegenheit geboten werden, steuerrechtlich motivierte Ent-

scheidungen in der Unternehmenspraxis nachvollziehen und einer kritischen Be-

trachtung unterziehen zu können. Ein bloßer Verweis auf angebliche steuerliche

Zwänge ohne weitere Untermauerung hat sich in der Praxis schon oft als nicht

stichhaltig erwiesen. In so manchem Fall reicht bereits ein Grundverständnis der
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steuerrechtlichen Lage aus, um eigener Verunsicherung vorzubeugen und das Lei-

tungsorgan zu einer guten Begründung seiner Entscheidungen anzuhalten. Diese

Veröffentlichung soll die Praktiker in die Lage versetzen, die unternehmerische Ar-

gumentation zu prüfen und eventuelle Handlungsspielräume aufzuspüren. Eine

ggf. notwendig werdende Einzelfallberatung durch steuerrechtlich versierte Bera-

ter kann und soll diese Broschüre selbstverständlich nicht ersetzen. Sie kann aber

dazu dienen, eine Vorklärung herbeizuführen und auch einen entsprechenden Be-

ratungsbedarf zu erkennen.

In der Reihe der betriebswirtschaftlichen Handlungshilfen der Hans-Böckler-Stif-

tung wird in Kürze auch eine Neuauflage der Veröffentlichung zur Umwandlungs-

besteuerung erscheinen, die ein besonderes – und sehr wichtiges – Problemge-

biet ist. Das Programm soll noch im Laufe des Jahres 2008 durch Handlungshilfen

zur Gestaltung von Verrechnungspreisen und zur Steuergestaltungspolitik der Un-

ternehmen ergänzt werden.

Dr. Matthias Müller

Hans-Böckler-Stiftung

Referat Wirtschaft II

Düsseldorf, im März 2008

8

1

2

3

4

5

6

7

8

9

10

11

12

13

14

15

16

17

18

19

20

21

22

23

24

25

26

27

28

29

30

31

32

33

34

35

36

37

edition #87-inhalt-2,auflage:edition #87-inhalt  19.05.2008  10:11 Uhr  Seite 8    (Schwarz/Black Auszug)



VORBEMERKUNGEN

Die Ausgestaltung unternehmerischer Tätigkeiten ist regelmäßig in erheblichem

Maße von steuerlichen Überlegungen geprägt.Der Einfluss des Steuerrechts reicht

dabei über die Wahl der Unternehmens-Rechtsform hinaus, bis weit in die Gestal-

tung von Unternehmens- und Konzernstrukturen hinein. Spätestens bei der Um-

gestaltung bestehender Unternehmens- oder Konzernstrukturen sind regelmäßig

auch die Interessen der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer berührt. Solche

Umstrukturierungen werden – und dies zumindest teilweise auch zu Recht – den

Arbeitnehmervertretungen gegenüber häufig mit steuerlichen Überlegungen be-

gründet.

Die vorliegende Arbeitshilfe erhebt nicht den Anspruch einer umfassenden Dar-

stellung des bundesdeutschen Unternehmenssteuerrechts. Es werden vielmehr

nur die Grundzüge des deutschen Unternehmenssteuerrechts dargestellt.

Dazu werden zunächst die rechtlichen Formen der Trägerschaft eines Unter-

nehmens (»Unternehmens-Rechtsformen«), die in Deutschland gebräuchlich sind,

kurz dargestellt. Daran anschließend erfolgt eine Darstellung der Grundzüge der

Unternehmensbesteuerung im Hinblick auf die wichtigsten Steuerarten: Einkom-

men- und Körperschaftsteuer,Gewerbesteuer und Umsatzsteuer.Der Schwerpunkt

der Darstellung liegt auf der Besteuerung von Kapitalgesellschaften. Da Kapital-

gesellschaften und ihre Gesellschafter steuerlich grundsätzlich zwei voneinander

unabhängige Sphären bilden, werden auch die Grundzüge der Besteuerung von

Gesellschaftern von Kapitalgesellschaften skizziert.

Außerdem werden die Grundlagen sog. steuerlicher Organschaften dargestellt.

Als Spezialfall im Bereich der unternehmerischen Tätigkeit der öffentlichen Hand

werden die Grundbegriffe der Besteuerung sog. Betriebe gewerblicher Art (»BgA«)

im Hinblick auf die genannten Steuerarten erläutert.Daran schließt sich eine kurze

Darstellung wesentlicher Merkmale der Besteuerung der öffentlichen Hand als Ge-

sellschafterin von Unternehmen an.

Im Anhang ist außerdem eine vergleichende tabellarische Darstellung wichtiger

Unternehmens-Rechtsformen anhand ausgewählter – vor allem außersteuerlicher

– Merkmale enthalten. Auf die Angabe gesetzlicher Vorschriften (Paragraphen) im

Text wurde – aus Gründen der Lesbarkeit – weitestgehend verzichtet. Entspre-

chende Hinweise auf gesetzliche Fundstellen finden sich allerdings in denmeisten

graphischen Übersichten.
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Die vorliegende Arbeitshilfe befasst sich mit den Grundlagen der laufenden Be-

steuerung von Unternehmen. Steuerliche Grundfragen der Umstrukturierung von

Unternehmen und Konzernen werden – nicht zuletzt aus Platzgründen – in einer

gesonderten Arbeitshilfe bearbeitet.

Diese 2. Auflage ist das Ergebnis einer Überarbeitung, die aufgrund vieler steu-

errechtlicher Neuregelungen notwendig wurde, die seit der ersten Auflage (die im

Jahr 2002 verfasst wurde) erfolgten. Im Mittelpunkt der aktuellen Änderungen

steht das Unternehmensteuergesetz 2008 vom 14. August 2007.1
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1 Die Unternehmensteuerreform trat grundsätzlich zum 01.01.2008 in Kraft. Einige Vorschriften (bspw.

Abgeltungssteuer) treten jedoch erst in 2009 in Kraft.
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1 . RECHTL ICHE FORMEN DER
TRÄGERSCHAFT E INES UNTER -
NEHMENS ( »RECHTSFORMEN« )

1 .1 ZUM BEGR IFF DES »UNTERNEHMENS«

In der Betriebswirtschaftslehre wird grundsätzlich zwischen den Begriffen »Be-

trieb« und »Unternehmen« unterschieden. Als Betrieb gilt dabei eine »wirt-

schaftliche, technische, soziale und umweltbezogene Einheit mit der Aufgabe der

Bedarfsdeckungmit selbständigen Entscheidungen und eigenen Risiken.«2 Es han-

delt sich also letztlich um eine wirtschaftliche Einheit, die dazu bestimmt ist, be-

stimmte Bedarfe zu decken. Dies kann beispielsweise durch die Produktion

und/oder den Vertrieb von Gütern und Dienstleistungen geschehen.

In Abgrenzung dazu wird als »Unternehmen« ein solcher Betrieb dann ange-

sehen, wenn er nicht der Deckung eigener Bedarfe (beispielsweise Produktion für

den Eigenverbrauch) dient, sondern wenn der Betrieb seine Leistungen Dritten ge-

genüber erbringt. Dies ist z. B. der Fall, wenn Produkte bzw. Dienstleistungen er-

stellt werden, die von Dritten zum Verbrauch abgenommen werden.3 Ein solches

Unternehmen kann in verschiedenen Rechtsformen betrieben werden. Um die

Trennung zwischen der »rechtlichen Hülle« und der eigentlichen unternehmeri-

schen Tätigkeit deutlich zu machen, spricht man im Hinblick auf dieses »Rechts-

kleid« auch von der »Trägerschaft« des Unternehmens.

1 . 2 RECHTSFORMEN DES ÖFFENTL ICHEN

UND DES PR IVATEN RECHTS

Die dafür zur Verfügung stehenden Rechtsformen lassen sich grundsätzlich in sol-

che des »öffentlichen Rechts« und solche des »privaten Rechts« einteilen.

Während die öffentlich-rechtlichen Rechtsformen sich im Grunde aus Regelungen

des Verwaltungsrechts ergeben, kann man im Hinblick auf die Rechtsgrundlagen

der privatrechtlichen Formen vom »Gesellschaftsrecht im eigentlichen Sinne«

sprechen. Die folgende Abbildung 1 verdeutlicht diese Unterscheidung.
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2 Vgl. Schweitzer, in: Bea/Dichtel/Schweitzer,Allgemeine Betriebswirtschaftslehre,Band 1:Grundfragen,
7. Auflage, Stuttgart 1997, S. 30.

3 Vgl. Schweitzer a.a.O.
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Bei Unternehmen,die in öffentlich-rechtlicher Trägerschaft betriebenwerden,han-

delt es sich letztlich immer um – mehr oder weniger stark separierte –

Teile der öffentlichen Verwaltung.Deshalb sind in nicht unerheblichem Maße ver-

waltungsrechtliche Vorschriften, wie beispielsweise Kommunal- und/oder Haus-

haltsrecht zu beachten. Derartige Rechtsformen stehen ausschließlich der öffent-

lichen Hand zur Ausgestaltung ihrer unternehmerischen Tätigkeiten zur Verfü-

gung.

Demgegenüber ist es allen anderen »Unternehmern« freigestellt, ihr Unterneh-

men in den in der Abb. 1 genannten Formen des privaten Rechts zu betreiben.

Dabei ist darauf hinzuweisen,dass sich die öffentliche Hand – unter Beachtung ver-

fassungs-, haushalts- und kommunalrechtlicher Vorschriften – grundsätzlich eben-

falls der dort genannten Formen des privaten Rechts bedienen kann.

1 .3 E IGENE RECHTSPERSÖNL ICHKE IT DES UNTERNEHMENS –

JUR IST ISCHE PERSON

In beiden Rechtsgebieten (öffentlich-rechtliche Unternehmensformen und privat-

rechtliche Unternehmensformen) ist danach zu unterscheiden, ob die Rechtsform

demUnternehmen eine eigeneRechtspersönlichkeit (das Unternehmen ist dann

»juristische Person«) gibt oder nicht. Die juristische Person – sowohl des öffentli-

chen als auch des privaten Rechts – zeichnet sich dadurch aus, dass sie, wie ein

Mensch (»natürliche Person«) rechtsfähig ist und damit Träger von Rechten und

Pflichten sein kann.Die juristische Person wird damit im Rechtsverkehr als tatsäch-

lich vorhandenes Wesen behandelt. Sie besitzt im rechtlichen Sinne eigene Per-

sönlichkeit und handelt durch eigene Organe.Die juristische Person ist einer natür-

lichen Person nicht in allen Belangen gleichgestellt. Dies gilt zum Beispiel im Be-

reich des Familienrechts, wo sie selbstverständlich weder die Ehe eingehen, noch

ein Kind annehmen kann. Im Bereich des Erbrechts kann die juristische Person

nicht Erblasser aber sehr wohl Erbe oder Vermächtnisnehmer sein. Fehlt es an der

eigenen Rechtspersönlichkeit der Unternehmensform, so tritt das so betriebene

Unternehmen letztlich stellvertretend für den dahinterstehenden »Eigentümer«

bzw. »Gesellschafter« auf. Mit anderen Worten: In diesen Fällen handeln die hinter

dem Unternehmen stehenden Eigentümer bzw. Gesellschafter durch ihr Unter-

nehmen unternehmerisch. So wird der Eigenbetrieb (als öffentlich-rechtliche Un-

ternehmensform) zwar unternehmerisch tätig. Er handelt allerdings juristisch nur

stellvertretend für die dahinterstehende Gebietskörperschaft (Gemeinde, Land,
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Bund). Im Bereich der Rechtsformen des privaten Rechts gilt dies für das Einzelun-

ternehmen aber auch für den Zusammenschluss in Form sog. Personengesell-

schaften. In diesem Falle besitzen lediglich die hinter dem Unternehmen stehen-

den Einzelunternehmer bzw.Gesellschafter der Personengesellschaft volle Rechts-

fähigkeit, wenn es sich um natürliche oder juristische Personen handelt.4

1 .4 KAP ITALGESELLSCHAFTEN UND HAFTUNGSBEGRENZUNG

Von besonderer Bedeutung im Bereich der Unternehmensformen des privaten

Rechts sind die Kapitalgesellschaften (hier: AG und GmbH)5 als juristische Perso-

nen privaten Rechts, die selbst mit ihrem Vermögen für Ihre Schulden haften. Da

dieses Vermögen in seiner Höhe letztlich auf die Einlagen der Gesellschafter be-

grenzt ist, ergibt sich hieraus »quasi automatisch« eine begrenzte Haftung von Ka-

pitalgesellschaften. Demgegenüber haften die Gesellschafter einer Personenge-

sellschaft bzw. der Einzelunternehmer für die Verbindlichkeiten ihres Unterneh-

mens mit ihrem gesamten Vermögen.6 Nicht zuletzt wegen der auf das Gesell-

schaftsvermögen beschränkten Haftung spielen die Kapitalgesellschaften GmbH

und AG in der Unternehmenspraxis eine bedeutende Rolle. Allerdings sind auch

häufig sogenannte zusammengesetzte Rechtsformen anzutreffen. Dabei werden

verschiedene der oben skizzierten privatrechtlichen Rechtsformen miteinander

kombiniert. Die in der Unternehmenspraxis bedeutsamste ist dabei die GmbH &

Co. KG:
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4 Personengesellschaften sind allerdings im Rechtsverkehr juristischen Personen in vielen Bereichen
gleichgestellt. Man spricht von »Teilrechtsfähigkeit«. So ist eine Personengesellschaft (inzwischen
sogar auch eine BGB-Gesellschaft) prozessfähig. Das heißt, sie kann Gerichtsprozesse als Kläger und
Beklagter führen.

5 Eine Ausnahme bildet die KGaA insofern, als dass sie auch Kapitalgesellschaft ist, aber der persönlich
haftender Gesellschafter (»Komplementär«) Vollhafter ist.

6 Diese Haftung ist allerdings für den Kommanditisten auf die Höhe der auf ihn entfallenden und im
Handelsregister eingetragenen Hafteinlage beschränkt (§§ 171 Abs. 1, 172 HGB). Der Komplementär
der KG haftet allerdings mit seinem gesamten Vermögen = »persönlich haftender Gesellschafter«
(§ 161 Abs. 1 HGB).
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Bei der GmbH & Co. KG ist die »KG« (= »Kommanditgesellschaft«) die eigentlich

»operativ« tätige Gesellschaft. Eine KG ist eine Personenhandelsgesellschaft mit

der Besonderheit, dass die Haftung eines oder mehrerer Gesellschafter(s) auf die

Höhe ihrer Hafteinlage begrenzt ist. Diese »beschränkt haftenden Gesellschafter«

einer KG werden als »Kommanditisten« bezeichnet. Außerdem hat eine KG immer

noch mindestens einen unbeschränkt (»persönlich«) haftenden Gesellschafter –

den Komplementär. Der oder die Komplementär(e) sind gesetzlich zur Geschäfts-

führung der KG berufen (§ 164 HGB).

Im Falle einer GmbH&Co.KGwird als persönlich haftender Gesellschafter (»Kom-

plementär«) keine natürliche Person (im Schaubild Gesellschafter A oder B) tätig.

Vielmehr agiert als Komplementär eine selbst ja nur beschränkt haftende GmbH.

Die Geschäftsführung der GmbH & Co. KG übt regelmäßig die Geschäftsführung

der »Komplementär-GmbH« aus. Als Gesellschafter, dessen Haftung lediglich auf

die Höhe seiner Einlage bei der KG7 begrenzt ist (»Kommanditist«), können dann

die Gesellschafter A und B tätig werden. Beide sind im Regelfall außerdem Gesell-

schafter der sog. Komplementär-GmbH. Im Ergebnis entsteht somit eine »Perso-

nengesellschaft mit beschränkter Haftung«.
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Die GmbH & Co. KG ist eine KG, deren Komplementär
(»persönlich haftender Gesellschafter«) eine GmbH ist

GmbH
ist Kapital-
gesellschaft

KG
Personen-
gesellschaft

K
o
m
m
an
d
it
is
t

Komple-
mentär

Gesell-
schafter

Gesell-
schafter

Kommanditgesellschaft (»KG«)

GmbH
(»Komplementär-GmbH«)

(i.d.R. firmierend als
»Verwaltungs-GmbH«)

Gesellschafter BGesellschafter A

K
o
m
m
an
d
it
is
t

GmbH & Co. KG
kann auch von nur einem
Gesellschafter errichtet

werden!

Abbildung 2: Grundstruktur der GmbH & Co. KG

7 Steuerlich werden die Gesellschafter einer Personengesellschaft als sog. »Mitunternehmer« bezeich-
net (§ 15 Abs. 1 S. 1 Nr. 2 EStG).
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Eine vergleichende Darstellung der wichtigsten Unternehmens-Rechtsformen

anhand ausgewählter – v.a. außersteuerlicher – Merkmale findet sich in tabellari-

scher Form im Anhang dieser Arbeitshilfe.
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2 . GRUNDZÜGE DER
UNTERNEHMENSBESTEUERUNG

2.1 E INKOMMEN- UND KÖRPERSCHAFTSTEUER

2.1 .1 Rechts form und Besteuerung des Unternehmens-

gewinns (»E inkommen«)

2 .1 .1 .1 E inkommen von Unternehmen

Beide Steuerarten besteuern das Einkommen des Steuerpflichtigen. Das Einkom-

men aus unternehmerischer Tätigkeit ist der Gewinn8.

Zum Begriff Veranlagungszeitraum:

Besteuert wird sowohl für die Einkommen- als auch Körperschaftsteuer grds.

das Einkommen,welches der Steuerpflichtige in einem Kalenderjahr bezogen

hat (§ 25 Abs. 1 EStG, § 7 Abs. 3 KStG). Das Kalenderjahr ist somit der der Be-

steuerung zugrunde liegende Veranlagungszeitraum (VZ).

In Bezug auf die Besteuerung von Unternehmen ergibt sich dabei das Problem,

dass diese nicht rechtsformneutral ist.Vielmehr ist bereits für die Frage, ob der Ge-

winn der Einkommensteuer oder der Körperschaftsteuer unterliegt, die Rechts-

form des Unternehmens ausschlaggebend:

Juristische Personen unterliegen mit ihrem Einkommen (»Gewinn«) der Kör-

perschaftsteuer.

Personengesellschaften sind selbst nicht Gegenstand der Besteuerung mit

Einkommen- oder Körperschaftsteuer.Vielmehr unterliegen die Gesellschafter

der Personengesellschaft (steuerlich sog. »Mitunternehmer«, § 15 Abs. 1 S. 1

Nr. 2 EStG) mit ihrem Gewinnanteil der Einkommen- oder Körperschaftsteuer.
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8 Der steuerliche Gewinn ergibt sich auf zweierlei Arten:
• durch Abzug der Betriebsausgaben von den Betriebseinnahmen (§ 4 Abs. 3 EStG) – im Rahmen
einer »Einnahme-Überschuss-Rechnung« ermittelt – oder

• als Unterschiedsbetrag zwischen dem Betriebsvermögen (= »Reinvermögen« = »Eigenkapital« =
»Vermögen abzügl. Schulden«) am Schluss des Wirtschaftsjahres und dem Betriebsvermögen am
Schluss des vorangegangenen Wirtschaftsjahres, vermehrt um den Wert der Entnahmen und ver-
mindert um den Wert der Einlagen – durch Aufstellung von Bilanzen ermittelt (§ 4 Abs. 1 EStG).
Ist dieses Betriebsvermögen größer geworden, so wurde ein Gewinn erzielt. Hat sich das Betriebs-
vermögen reduziert, so liegt ein Verlust vor.

edition #87-inhalt-2,auflage:edition #87-inhalt  19.05.2008  10:11 Uhr  Seite 17    (Schwarz/Black Auszug)



• Handelt es sich beim Gesellschafter der Personengesellschaft um eine natür-

liche Person, so unterliegt diese der Einkommensteuer.

• Handelt es sich beim Gesellschafter um eine juristische Person, so fällt bei

diesen Körperschaftsteuer an.

Der Gewinn eines Einzelunternehmers (»natürliche Person«) unterliegt bei

diesem der Einkommensteuer.

In der Sprache des Steuerrechts spricht man von der »Körperschaftsteuerpflicht ju-

ristischer Personen« und der »Einkommensteuerpflicht natürlicher Personen«.
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Juristische Personen:
Körperschaftsteuer-

pflicht
x § 1 Abs. 1 KStG

Juristische Personen
(vgl. §§ 21 ff BGB

für die Grundform –
den »Verein«)

z.B. Kapital-
gesellschaften

Juristische Personen
öffentlichen Rechts

Unternehmens-
Rechtsform

Personen-
gesellschaften:

Keine eigenständige
Steuerpflicht!

Steuersubjekt
(»Steuerpflichtige«)
sind die Gesell-
schafter:
natürliche

Personen x ESt
juristische

Personen x KSt

Natürliche Personen:
Einkommensteuer-

pflicht
x § 1 Abs. 1 S. 1 EStG

Natürliche Personen
(vgl. § 1 BGB)

Abbildung 3: Unternehmens-Rechtsformen und Einkommen- oder Körperschaftsteuer

Juristische Personen
privaten Rechts

Personen-
gesellschaften
(»Gesamthandels-
gemeinschaften«
(vgl. §§ 705 ff BGB
für die Grundform,

die »BGB-
Gesellschaft«)

Personenhandels-
gesellschaften,

da Handelsgewerbe:
oHG, KG (§ 105 HGB)

edition #87-inhalt-2,auflage:edition #87-inhalt  19.05.2008  10:11 Uhr  Seite 18    (Schwarz/Black Auszug)



2.1 .1 .2 Grundzüge der Ermit t lung und Besteuerung

des Unternehmensgewinns mit E inkommen- oder

Körperschaf ts teuer

Es ist zu beachten, dass sowohl für Zwecke der Einkommensteuer als auch für die

Besteuerung mit Körperschaftsteuer der Gewinn zunächst für das jeweilige Unter-

nehmen ermittelt wird.Die folgende Abbildung 4 zeigt diesen Zusammenhang. Es

wird deutlich, dass die juristische Person, also beispielsweise eine Kapitalgesell-

schaft (»GmbH«), ihren erzielten Gewinn als selbständiges Steuersubjekt der Kör-

perschaftsteuer zu unterwerfen hat. Der Gesellschafter einer Kapitalgesellschaft

versteuert demgegenüber nur die an ihn ausgeschütteten Gewinnanteile »seiner«

GmbH, die er von dieser erhalten hat (siehe unten, Abschnitt 2.4.).

Demgegenüber wird dem Gesellschafter einer Personengesellschaft sein Ge-

winnanteil – unabhängig davon, ob er dem Gesellschafter tatsächlich zugeflossen

ist oder imUnternehmen verbleibt – zugerechnet.Der Gewinnanteil unterliegt,wie

bereits ausgeführt dann aber nicht bei der Personengesellschaft, sondern nur beim

Gesellschafter der Besteuerung. Auf Antrag unterliegen nicht entnommene Ge-

winne jedoch ganz oder teilweise einem Steuersatz von 28,25% und sind erst bei

Entnahme einer Nachversteuerung durch den Gesellschafter zu unterwerfen.9
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379 Vgl. § 34a EStG.
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In allen Fällen ist die Ermittlung des »Gewinns« des Unternehmens die Grund-

lage der Besteuerung des Einkommens aus unternehmerischer Tätigkeit. Zu die-

sem Zweck hat jedes Unternehmen seinen Gewinn zu ermitteln. Der Gewinn wird

in der Regel aus der kaufmännischen Buchhaltung abgeleitet und, soweit erfor-

derlich, nach steuerlichen Vorschriften korrigiert, soweit diese vom Handelsrecht
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Abbildung 4: Gewinnermittlung und Besteuerung von Unternehmen und deren
Gesellschaftern10

Juristische Person keine juristische Person

z.B.Kapitalgesellschaft

Gesellschaft mit beschränkter
Haftung (»GmbH«)

z.B.Personengesellschaft

offene Handelsgesellschaft
(»oHG«)

Gesellschaft ist Gegenstand der:
– Gewinnermittlung
(bspw. durch Bilanz)

– Besteuerung
-> Gewinn unterliegt bei der GmbH
der Körperschaftsteuer (»KSt«)

Gesellschaft ist Gegenstand der:
– Gewinnermittlung (bspw. durch
Bilanz)

Gesellschaft ist nicht
Gegenstand der:
– Besteuerung

Gesellschafter:
– versteuert ausschließlich erhaltenen
(ausgeschütteten) Gewinn
(»Einkünfte aus Kapitalvermögen«)
mit Einkommensteuer (»ESt«)

Gesellschafter:
– erhält seinen Gewinn(anteil) unab-
hängig von einer Ausschüttung
zugerechnet (bspw. »Einkünfte aus
Gewerbebetrieb«) und versteuert ihn

– unterliegt mit seinem Gewinn(anteil)
der ESt (bzw. KSt, z.B. wenn GmbH)

Unternehmen

10 Nur die von einer natürlichen Person vereinnahmte Dividende einer Kapitalgesellschaft unterliegt bei
dem Gesellschafter der Einkommensteuer. Wie unten in Abschnitt 2.4. noch näher ausgeführt wird,
vereinnahmt eine Kapitalgesellschaft Dividenden,die sie von anderen Kapitalgesellschaften erhält, zu
95% steuerfrei (§ 8b Abs. 1 i.V. Abs. 5 KStG).
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abweichen.Damit ist (sofern bilanziert wird, §§ 4 Abs. 1 oder 5 Abs. 1 EStG) der sog.

»Steuerbilanzgewinn« ermittelt.Das weitereVorgehen ist jedoch abhängig von der

Rechtsform des Unternehmens. Im Folgenden soll dies anhand einer Kapitalge-

sellschaft (GmbH), einer Personengesellschaft (Offene Handelsgesellschaft, oHG)

und eines Einzelunternehmens dargestellt werden:

1 . Kap i t a l ge s e l l s cha f t (GmbH ) :

Durch weitere Korrekturen des »Steuerbilanzgewinns« außerhalb der Steuer-

bilanz wird das »zu versteuernde Einkommen« (»zvE«) der Kapitalgesellschaft

ermittelt. Das zu versteuernde Einkommen der Kapitalgesellschaft unterliegt

bei dieser der Körperschaftsteuer (KSt).Die Körperschaftsteuer beträgt zur Zeit

15 % des zvE.

2 . Pe r sonenge se l l s cha f t ( oHG ) :

Der Steuerbilanzgewinn wird – in der Regel nach den Vorschriften des jeweili-

gen Gesellschaftsvertrags – auf die Gesellschafter verteilt. Außerdem werden

Vergütungen, die die Gesellschafter von der Gesellschaft erhalten haben, z. B.

als Miete, Zins o.ä., steuerlich dem jeweiligen Gesellschafter als Gewinn zuge-

rechnet. Der so ermittelte Gewinnanteil (also inklusive erhaltener Vergütun-

gen) wird für jeden Gesellschafter förmlich festgestellt und ihm zugerechnet

(§§ 179,180 Abgabenordnung, AO). Ist der Gesellschafter eine natürliche Per-

son, so unterliegt der ihm zugerechnete Gewinnanteil (inklusive Vergütungen)

bei ihmder Einkommensteuer.Handelt es sich beimGesellschafter der oHG um

eine Kapitalgesellschaft (z.B.GmbH), so unterliegt der Anteil der GmbH am Ge-

winn der oHG (inklusive Vergütungen, siehe oben) bei der GmbH der Körper-

schaftsteuer.

3 . E i n ze l un te rnehmen :

Der Steuerbilanzgewinn unterliegt bei der natürlichen Person, die Trägerin des

Einzelunternehmens ist, der Einkommensteuer.

Im Folgenden werden lediglich die Grundzüge der Besteuerung von Kapitalge-

sellschaften dargestellt. Somit beschränkt sich die Darstellung auf die Systematik

des Körperschaftsteuerrechts.

2.1 .2 Körperschaf ts teuer

In Steuergesetzen sind mindestens folgende Fragestellungen geregelt:

21

1

2

3

4

5

6

7

8

9

10

11

12

13

14

15

16

17

18

19

20

21

22

23

24

25

26

27

28

29

30

31

32

33

34

35

36

37

edition #87-inhalt-2,auflage:edition #87-inhalt  19.05.2008  10:11 Uhr  Seite 21    (Schwarz/Black Auszug)



Wer unterliegt der Besteuerung? xWer ist steuerpflichtig?

Was wird besteuert? xWas ist Steuergegenstand?

Wonach bemisst sich die Steuer? xWas ist die steuerliche Bemessungsgrund-

lage und wie wird diese ermittelt?

Wie hoch ist die Steuer? xWie hoch ist der Steuertarif (Steuersatz)?

Wann entsteht die Steuer?

Die folgenden Vorschriften des Körperschaftsteuergesetzes beziehen sich auf die

o.g. Fragestellungen:

2.1 .2 .1 Körperschaf ts teuerpf l i cht

Die Körperschaftsteuer kann man auch als die »Einkommensteuer der juristischen

Personen« bezeichnen. Im § 1 des KStG werden abschließend die juristischen Per-

sonen und Personenvereinigungen aufgezählt, die mit ihrem gesamten Einkom-

men (»Gewinn«) der Körperschaftsteuer unterliegen. Man spricht von »unbe-

schränkter Steuerpflicht« (siehe unten, Abbildung 6).
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Abbildung 5: Rechtsgerüst der Körperschaftsteuer

Gliederung Rechts- Ablauftech-
grundlage nische Frage-

»KStG« = Körperschaftsteuergesetz (§§ des KStG) stellung

I. Steuerpflicht 1 – 6 Wer?
II. Einkommen Was?

Allgemeine Vorschriften 7 – 13
Vorschriften für Organschaften 14 – 19
Vorschriften für Versicherungsunternehmen und
Bausparkassen 20 – 21b
Sondervorschriften für Genossenschaften 22

III. Tarif; Besteuerung ausländ. Einkünfte 23 – 26 Wieviel?
IV. Nicht in das Nennkapital geleistete Einlagen

und Entstehung und Veranlagung Wann?
Nicht in das Nennkapital geleistete Einlagen 27
Umwandlung von Rücklagen in Nennkapital und
Herabsetzung des Nennkapitals 28
Kapitalveränderungen bei Umwandlungen 29
Entstehung der Körperschaftsteuer 30
Steuererklärungspflicht,Veranlagung und Erhebung 31
Sondervorschriften für Steuerabzug vom
Kapitalertrag 32
Erlass, Aufhebung oder Änderung von Steuer-
bescheiden bei vGA oder Ve 32a

V. Ermächtigungs- und Schlussvorschriften 33 – 35

VI. Sondervorschriften für den Übergang vom
Anrechnungs- zum Halbeinkünfteverfahren 36 – 40
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Neben der unbeschränkten Steuerpflicht besteht für bestimmte, im § 1 KStG nicht

genannte, juristische Personen eine sog. beschränkte Körperschaftsteuerpflicht

(§ 2 KStG). Besonders hinzuweisen ist auf die in der Abbildung 6 genannten »sons-

tigen Körperschaften etc., die nicht unbeschränkt steuerpflichtig sind«. Diese, so

heißt es in § 2 Nr. 2 KStG weiter, unterliegen nur mit den inländischen Einkünften,

von denen ein Steuerabzug vorzunehmen ist, der Körperschaftsteuer. Was ist ge-

meint? Einkünfte, von denen ein Steuerabzug vorzunehmen ist, sind vor allem Ka-

pitaleinkünfte, also Einkünfte aus Zinsen und Dividenden. Darauf hat im Regelfall

die auszahlende Stelle einen Steuerabzug vorzunehmen (§ 44 EStG):
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Abbildung 6: Steuerpflicht zur Körperschaftsteuer

Steuerpflicht
zur Körperschaftsteuer

Unbeschränkt
§1 KStG

- sämtliche Einkünfte -

Beschränkt
§ 2 KStG

Kapitalgesellschaften
Körperschaften etc., die weder

Geschäftsleitung noch Sitz im Inland
haben – mit inländischen Einkünften

Erwerbs- undWirtschafts-
genossenschaften

sonstige Körperschaften etc., die nicht
unbeschränkt steuerpflichtig sind –
mit ihren Einkünften, von denen ein

Steuerabzug vorzunehmen ist

Versicherungsvereine auf
Gegenseitigkeit

sonstige juristische Personen
des privaten Rechts

nicht rechtsfähige Vereine, Anstalten,
Stiftungen und andere Zweckvermö-

gen privaten Rechts

Betriebe gewerblicher Art
von juristischen Personen des

öffentlichen Rechts
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Auf Zinsen, die beispielsweise eine Bank einem Sparkontoinhaber gutschreibt,

hat sie grundsätzlich einen Abzug von Zinsabschlagsteuer in Höhe von zur Zeit

30 % vorzunehmen (vgl. § 43a Abs. 1 Nr. 3 EStG)11.

Auf Dividende,die eine Kapitalgesellschaft ihrem Gesellschafter (beispielsweise

Aktionär der AG oder Gesellschafter der GmbH) ausschüttet, hat diese regel-

mäßig Kapitalertragsteuer in Höhe von zur Zeit 20 % abzuziehen (vgl. § 43a

Abs. 1 Nr. 1 EStG)12.

Ab demVeranlagungszeitraum 2009 werden die unterschiedlichen Steuersätze

durch einen einheitlichen Steuersatz von 25% ersetzt (vgl. § 43a Abs. 1 Nr. 1).

Eine Ausnahme bilden Kapitalerträge, die von einem nicht von der KSt befrei-

ten Betrieb gewerblicher Art gewährt werden. Hierfür ist ein besonderer Steu-

ersatz von 15% vorgesehen (vgl. § 43a Abs. 1 Nr. 2 EStG).

Zu den »sonstigen Körperschaften«, die nicht unbeschränkt steuerpflichtig sind,

zählen insbesondere sog. Gebietskörperschaften, wie z. B. Bund, Länder und Ge-

meinden.

Ein Beispiel: Die Stadt Reichhausen ist an den Stadtwerken Reichhausen GmbH

beteiligt und die Stadtwerke Reichhausen GmbH schüttet Gewinne an die Stadt

Reichhausen aus. Die Stadt Reichhausen unterliegt regelmäßig mit diesen erhal-

tenen Dividenden einer beschränkten Körperschaftsteuerpflicht.

Die Gebietskörperschaft selbst (als »juristische Person öffentlichen Rechts«) ist

nicht unbeschränkt körperschaftsteuerpflichtig. Zu den Einzelheiten der Besteue-

rung der öffentlichen Hand als Gesellschafterin von Kapitalgesellschaften wird auf

Abschnitt 4. verwiesen.

2.1 .2 .2 Ermit t lung des »zu versteuernden Einkommens«

Zurück zum Unternehmen: Gegenstand der Besteuerung mit Körperschaftsteuer

ist das »zu versteuernde Einkommen«.Zur Ermittlung dieses zu versteuernden Ein-

kommens verweist das KStG im § 8 Abs. 1 Satz 1 zunächst auf das Einkommen-

steuergesetz (EStG).Dies hat damit zu tun,dass das Körperschaftsteuergesetz keine

eigenen Gewinnermittlungsvorschriften hat, sondern über die genannte Regelung

auf das EStG verweist. Dieses EStG, das grundsätzlich die Besteuerung natürlicher

Personen regelt (siehe oben, Abschnitt 2.1.1. und vgl. § 1 Abs. 1 Satz 1 EStG), ent-
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11 Die Zinsabschlagsteuer beträgt 30 % wenn der Gläubiger der Zinserträge (also hier der »Sparer«) die
Steuer trägt – das ist der Regelfall. Andernfalls beträgt sie 42,85 % des tatsächlich ausgezahlten Be-
trages.

12 Die Kapitalertragsteuer beträgt 20 % wenn der Gläubiger der Dividende (also hier der Aktionär oder
Gesellschafter) die Steuer trägt – das ist der Regelfall.Andernfalls beträgt sie 25 % des tatsächlich aus-
gezahlten Betrages.
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hält eine Fülle von Regelungen zur Einkunftsermittlung in sieben sog. »Einkunfts-

arten«.

Bei Steuerpflichtigen,die nach denVorschriften des Handelsgesetzbuches (HGB)

zur Führung von Büchern verpflichtet sind (§ 238 Abs. 1 S. 1 HGB), sind alle Ein-

künfte automatisch als »Einkünfte aus Gewerbebetrieb« (siehe oben, Abbildung 7,

Ziffer 2) zu behandeln.Nach § 8 Abs.2 KStG gelten alle Einkünfte von unbeschränkt

Steuerpflichtigen i.S. des § 1 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 KStG (Kapitalgesellschaften, Genos-

senschaften sowie Versicherungs- und Pensionsfondsvereine auf Gegenseitigkeit)

als »Einkünfte aus Gewerbebetrieb« (siehe oben, Abbildung. 7, Ziffer 2).

Dazu zwei Beispiele:

Kapitalgesellschaften, wie AG und GmbH, haben ausschließlich »Einkünfte aus

Gewerbebetrieb«, da sie zum Einen als sog. »Formkaufleute« (§ 6 Abs. 2 HGB)

immer zur Buchführung verpflichtet sind. Zum Anderen erzielen sie als unbe-

schränkt Steuerpflichtige i.S. § 1 Abs. 1 Nr. 1 KStG ausschließlich gewerbliche

Einkünfte gem. § 8 Abs. 2 KStG.

Demgegenüber können Vereine, die als juristische Person grundsätzlich eben-

falls der Körperschaftsteuerpflicht unterliegen, alle der o. g. Einkünfte (außer

Einkünften aus nicht selbständiger Arbeit) haben, da sie regelmäßig nicht Kauf-

mann im Sinne des HGB sind und deshalb nicht zur Buchführung verpflichtet

sind. Ihre Einkünfte sind nicht per se als Einkünfte aus Gewerbebetrieb zu

behandeln, da sie als unbeschränkt Steuerpflichtige nach § 8 Abs. 1 Nr. 4 und 5

nicht unter die Regelung des § 8 Abs. 2 fallen.

Wie wird nun das »zu versteuernde Einkommen« in der Körperschaftsteuer ermit-

telt?
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Einkunftsart: Rechtsgrundlage im EStG

1. Einkünfte aus Land- und Gewinn- = Betriebsvermögens-
Forstwirtschaft §§ 13 – 14a einkünfte = mehrung oder Ein-

2. Einkünfte aus Gewerbebetrieb §§ 15 – 17 = nahmeüberschuss
3. Einkünfte aus selbständiger = (§ 4 (1) o. (3) EStG)
Arbeit § 18

4. Einkünfte aus nichtselbständiger Überschuss- = Überschuss der
Arbeit §§ 19 – 19a einkünfte = Einnahmen über

5. Einkünfte aus Kapitalvermögen § 20 = die Werbungskosten
6. Einkünfte aus Vermietung und
Verpachtung § 21

7. Sonstige Einkünfte §§ 22 – 23

Abbildung 7: Die sieben Einkunftsarten des EStG
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Die Abbildung 8 auf Seite 27 zeigt, dass die Einkommensermittlung immer von

der Ermittlung des »Gewinns« ausgeht. Kapitalgesellschaften, wie beispielsweise

eine GmbH, haben zu diesem Zweck zwingend eine Steuerbilanz (§§ 4 Abs. 1, 5

Abs. 1 EStG) aufzustellen. Demgegenüber genügt es z. B. bei einem Verein, wenn

dieser den Überschuss der Einnahmen über die Ausgaben mittels seiner sog. Ein-

nahme-Überschussrechnung ermittelt (§ 4 Abs. 3 EStG).

Der nach den Vorschriften des EStG ermittelte Gewinn (§§ 4 Abs. 1, 5 Abs. 1) bzw.

Einnahmeüberschuss (§ 4 Abs. 3) wird für Zwecke der Körperschaftsteuer um ver-

schiedene Positionen korrigiert:

Sog. verdeckte Gewinnausschüttungen (»vGA«)13 sind

• Vermögensminderungen der Kapitalgesellschaft,

• die sich auf ihr Einkommen (also die Höhe ihres Gewinns) auswirken,

• durch das Gesellschafterverhältnis veranlasst sind und

• in keinem Zusammenhang mit sog. »offenen Gewinnausschüttungen«

(= Dividenden) stehen.

Sie entstehen z. B. durch unangemessene/überhöhte Miet-, Zins- oder Gehalts-

zahlungen der Gesellschaft an einen Gesellschafter. Zur steuerlichen Einkom-

mensermittlung werden sie hinzugerechnet, da sie den zuvor ermittelten Steu-

erbilanzgewinn bzw. Einnahmeüberschuss gemindert haben.

Aufwendungen, die aufgrund steuerrechtlicher Vorschriften nicht abgezogen

werden können, sind ebenfalls wieder hinzuzurechnen.

Mit der Neufassung des § 8a KStG14 i.V. § 4h EStG wird eine Beschränkung des

Betriebsausgabenabzugs von Zinsaufwendungen geregelt (»Zinsschranke«).

Abzugsfähig sind Zinsaufwendungen in Höhe des Zinsertrags. Die Abzugs-

fähigkeit eines verbleibenden Zinssaldos (= Zinsaufwendungen – Zinserträge)

ist auf 30% des »maßgeblichen Einkommens« (= »steuerpflichtiges EBITDA«)15

beschränkt. Das bedeutet, dass Zinsaufwendungen in voller Höhe abzugsfähig

sind, wenn der Zinssaldo 30% des EBITDA nicht überschreitet. Ausnahmen von

der Beschränkung des Betriebsausgabenabzugs von Zinsaufwendungen beste-

hen, sofern:
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13 Vgl. § 8 Abs. 3 S. 2 KStG; zum Begriff der vGA vgl. R 36 KStR.
14 § 8a neu gefasst mit erstmaliger Wirkung für nach dem 25.05.2007 beginnende und nicht vor dem

01.01.2008 endende Wirtschaftsjahre durch Gesetz vom 14.08.2007 (»Unternehmensteuerreform
2008«).

15 EBITDA = earnings before interest, taxes, depriciation and amortization = Gewinn vor Zinsen, Steu-
ern, Abschreibung Firmenwert und Abschreibung Sachanlagen
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• der Zinssaldo weniger als 1 Mio.€ beträgt (= Freigrenze von 1 Mio.€), oder
• der Betrieb nicht zu einem Konzern16 gehört und keine schädliche Gesell-

schafter-Fremdfinanzierung vorliegt17 (sog. »Konzernklausel«), oder

• der Betrieb zu einem Konzern gehört und die Eigenkapitalquote gleich hoch

oder höher ist als die Konzerneigenkapitalquote18 und keine schädliche

Gesellschafter-Fremdfinanzierung vorliegt (sog. »Escape-Klausel).

Zinsaufwendungen, die unter die Abzugsbeschränkung fallen, sind in die fol-

genden Wirtschaftsjahre vorzutragen. Insofern sind sie für die Körperschaft

nicht untergegangen.

Demgegenüber sind Abzüge vom Gewinn- bzw. Einnahmeüberschuss vorzu-

nehmen für:

• von Gesellschaftern geleistete sog. »verdeckte Einlagen« (z. B. ein zur

Abdeckung eines Bilanzverlustes durch den Gesellschafter geleisteter

Zuschuss);

• andere steuerfreie Vermögensmehrungen (z. B. steuerfreie Zuschüsse für

Investitionen) und steuerfreie Einnahmen (z.B. erhaltene Dividenden von

anderen Kapitalgesellschaften, § 8b Abs. 1 KStG, siehe unten, Abschnitt 2.4.)

• Steuerlich abziehbare Spenden (keine Parteispenden!).

Der so korrigierte Gewinn entspricht dem Gesamtbetrag der Einkünfte (= »Ein-

künfte aus Gewerbebetrieb« bei Kapitalgesellschaften). Hat das Unternehmen in

den Vorjahren steuerliche Verluste erzielt, so können diese »steuerlichen Verlust-
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16 § 4h Abs. 3 S. 5 und S. 6 EStG stellt auf einen erweiterten Konzernbegriff ab.Danach liegt ein Konzern
nicht nur dann vor,wenn ein deutscher Betrieb mit einem anderen Betrieb konsolidiert wird, sondern
auch wenn er konsolidiert werden könnte. Darüber hinaus gehört ein Betrieb auch zu einem Kon-
zern, wenn seine Finanz- und Geschäftspolitik mit einem oder mehreren anderen Betrieben einheit-
lich bestimmt werden kann.

17 Eine schädliche Gesellschafter-Fremdfinanzierung liegt nach § 8a Abs. 2 KStG vor, wenn die Fremd-
kapitalvergütungen an einen zu mehr als 25% (unmittelbar oder mittelbar) beteiligten Anteilseigner
(oder diesem nahe stehende Person oder an einen rückgriffsberechtigten Dritten) mehr als 10% des
Zinssaldos betragen oder die Körperschaft keinen Nachweis niedrigerer Fremdkapitalvergütungen
erbringt.

18 Dabei darf die Eigenkapitalquote die Konzerneigenkapitalquote bis zu einem Prozentpunkt unter-
schreiten (§ 4h Abs. 2 Nr. b EStG)
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vorträge« unter Beachtung der Bestimmungen der §§ 8c, 8 Abs. 4 KStG i.V.m. § 10d

EStG19 von den aktuellen Einkünften abgezogen werden20 21.

Im Falle einer GmbH ist somit das »zvE« ermittelt worden. Darauf sind definitiv

– also ohne Möglichkeit einer Anrechnung bei den Gesellschaftern – 15 % Kör-

perschaftsteuer durch die GmbH zu entrichten (§ 23 Abs. 1 KStG).

2 .2 GEWERBESTEUER

In der folgenden Übersicht ist die Gesetzessystematik des Gewerbesteuergesetzes

dargestellt. So kann in ähnlicherWeise wie für das Körperschaftsteuergesetz (siehe

Abbildung 5) nachvollzogen werden, wo sich im Gewerbesteuergesetz entspre-

chende Vorschriften zu Fragen der Steuerpflicht, des Steuergegenstandes sowie

der Ermittlung der Gewerbesteuer und ihrer Bemessungsgrundlage finden.
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19 § 8 Abs. 4 KStG wurde zwar durch das Gesetz zur Unternehmensteuerreform 2008 aufgehoben, ist je-
doch neben § 8c KStG auf bestimmte Vorgänge bis zum 31.12.2012 weiterhin anwendbar. Dies be-
trifft Vorgänge, bei denen mehr als die Hälfte der Anteile an einer Kapitalgesellschaft innerhalb eines
Zeitraums von 5 Jahren übertragen werden,der vor dem 01.01.2008 beginnt,und der Verlust der wirt-
schaftlichen Identität vor dem 01.01.2013 eintritt (vgl. § 34 Abs. 6 KStG).

20 Für Zwecke der Körperschaftsteuer ist auch der Rücktrag eines steuerlichen Verlusts auf das voran-
gegangene Wirtschaftsjahr möglich. Allerdings ist dieser Verlustrücktrag der Höhe nach auf 511.500
€begrenzt (vgl. § 10d Abs. 1 S. 1 EStG). Demgegenüber ist ein Verlustvortrag auf künftige Wirt-
schaftsjahre zeitlich und der Höhe nach unbegrenzt (vgl. § 10d Abs. 2 EStG).

21 Der Abzug von früheren, vorgetragenen Verlusten von den positiven laufenden Einkünften (Gewin-
ne) ist bis zu einem Betrag von 1 Mio.€unbeschränkt möglich.Darüber hinausgehende laufende Ge-
winne (die den Betrag von 1 Mio.€übersteigen) dürfen nur bis zu 60% mit früheren, vorgetragenen
Verlusten ausgeglichen werden. Damit können Gewinne, die größer als 1 Mio.€sind, nicht durch Ver-
lustverrechnung auf ein steuerliches Einkommen von »0« reduziert werden (§ 10 d Abs. 2 EStG).
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Die Gewerbesteuer wird von den Gemeinden erhoben und steht als gewinnab-

hängige Steuer neben der Einkommen- bzw. Körperschaftsteuer.

2.2 .1 Steuergegenstand – »Gewerbebetr ieb«

Gegenstand der Gewerbesteuer ist jeder »stehende Gewerbebetrieb« im Inland.

Zur Definition des Gewerbebetriebs greift das Gewerbesteuergesetz auf den ein-

kommensteuerrechtlichen Begriff zurück. Nach § 15 Abs. 2 EStG liegt ein solcher

Gewerbebetrieb dann vor, wenn die Betätigung

selbständig,

nachhaltig

und mit Gewinnerzielungsabsicht durchgeführt wird.

Außerdem muss eine Beteiligung am allgemeinen wirtschaftlichen Verkehr

gegeben sein.

Darüber hinaus darf es sich weder um Land- und Forstwirtschaft noch um selbst-

ändige Arbeit oder um Vermögensverwaltung handeln.21

Es wird zwischen folgenden Arten von Gewerbebetrieben unterschieden:

Gewerbebetrieb kraft gewerblicher Betätigung

Grundvoraussetzung dafür, dass ein solcher Gewerbebetrieb vorliegt, ist, dass

Gewinnerzielungsabsicht verfolgt wird. Dies dürfte bei »normalen« erwerbs-

wirtschaftlichen Unternehmen regelmäßig der Fall sein. Damit sind automa-
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37 22 Vgl. Abschn. 11 Abs. 1 GewStR.

Abbildung 9: Rechtsgerüst der Gewerbesteuer

Gliederung Rechtsgrund- Ablauftech-
lage (§§ des nische Frage-

»GewStG« = Gewerbesteuergesetz GewStG) stellung

I. Allgemeines 1 – 6 Wer?
II. Bemessung der Gewerbesteuer 7 – 11 Was?
III. Steuermessbetrag 14 – 15 Was?
IV. Entstehung, Festsetzung und Erhebung der Steuer 16 – 27 Wieviel?

Wann?
V. Zerlegung 28 – 35

VI. Gewerbesteuer der Reisegewerbebetriebe 35a

VII. Änderung des Gewerbesteuermessbetrags
von Amts wegen 35b

VIII. Durchführung 35c

IX. Schlussvorschriften 36
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tisch alle Kaufleute im Sinne des § 1 Abs. 2 des HGB auch Gewerbebetrieb im

Sinne des Gewerbesteuergesetzes. Als Beispiele können hier genannt werden:

das Einzelunternehmen (soweit ein Gewerbebetrieb unterhalten wird), die

oHG, die KG (als sog. »Personenhandelsgesellschaften«).

Gewerbebetrieb kraft gewerblicher Prägung

Dieser entsteht regelmäßig dadurch, dass an einer Personengesellschaft aus-

schließlich eine oder mehrere Kapitalgesellschaften als persönlich haftender

Gesellschafter beteiligt sind. Der klassische Fall ist die GmbH & Co. KG.

Gewerbebetrieb kraft Rechtsform

Die Tätigkeit u. a. von Kapitalgesellschaften gilt stets und in vollem Umfang als

Gewerbebetrieb kraft Rechtsform. Auf weitere Merkmale, wie beispielsweise

Gewinnerzielungsabsicht oder Art und Umfang der Tätigkeit kommt es hierbei

nicht an.

Gewerbebetrieb kraft wirtschaftlichen Geschäftsbetriebs (§ 14 AO) einer

juristischen Person des privaten Rechts

Hier ist insbesondere der sog. wirtschaftliche Geschäftsbetrieb gemeint, den

Vereine neben ihrer eigentlichen Tätigkeit (dem sog. ideellen Bereich) und

eventuell vermögensverwaltender Tätigkeit unterhalten können.Als Beispiel ist

die eigenbewirtschaftete Vereinsgaststätte zu nennen.

31
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2.2 .2 Ermit t lung der Bemessungsgrundlage »Gewerbeer t rag«

und Ermit t lung der Gewerbesteuer

Die Gewerbesteuer setzt zwingend ein gewerblich tätiges Unternehmen voraus.

Damit ist sie zunächst unabhängig von der Rechtsform des Unternehmens. Aller-

dings sind bei der Ermittlung der Gewerbesteuer teilweise rechtsformspezifische

Vorschriften zu beachten.

Auch bei der Ermittlung der Bemessungsgrundlage der Gewerbesteuer – dem

»Gewerbeertrag« – geht man vomGewinn aus Gewerbebetrieb aus.Somit beginnt

die Berechnung bei der gleichen Ausgangsgröße wie auch bei der Einkommen-

bzw. Körperschaftsteuer. Für die speziellen Zwecke der Gewerbesteuer werden

dem Gewinn aus Gewerbebetrieb bestimmte Aufwendungen, die zuvor den Ge-

winn aus Gewerbebetrieb gemindert haben, zumindest teilweise wieder hinzuge-

rechnet. Andererseits werden allerdings auch Kürzungen des Gewinns aus Ge-

werbebetrieb vorgenommen. Nach Vornahme der vorgeschriebenen Hinzurech-

nungen und Kürzungen entsteht der sog.maßgebende Gewerbeertrag.Dieser ist

um aus der Vergangenheit herrührende Gewerbeverluste zu kürzen. Die Vorge-

hensweise der Berücksichtigung solcher gewerbesteuerlichenVerlustvorträge ent-

spricht der der Berücksichtigung körperschaftsteuerlicher Verlustvorträge23 (siehe

oben, Abschnitt 2.1.2.2.). Somit mindern frühere gewerbesteuerliche Verluste die

aktuelle Grundlage zur Berechnung der Gewerbesteuer.
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23 § 10a Sätze 1 und 2 GewStG entsprechen der Regelung des § 10d EStG (vgl. FN 20 f.). Ferner erfolgt
in § 10a Satz 8 GewStG explizit der Hinweis auf die Anwendung der §§ 8c und 8 Abs. 4 KStG (i.V. mit
§ 36 Abs. 9 Sätze 2 und 3).
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Wie aus der Abbildung 11 ersichtlich ist, besteht zwischen Kapital- und Personen-

gesellschaften der wesentliche gewerbesteuerliche Unterschied, dass sich bei Per-

sonengesellschaften der maßgebende Gewerbeertrag um einen Freibetrag in

Höhe von € 24.500 reduziert. Durch Abzug des Freibetrages kann allerdings der

Gewerbeertrag nicht weiter als auf 0,00 €reduziert werden. Ein solcher Freibetrag
steht Kapitalgesellschaften nicht zu. Nach Abzug eines eventuellen Freibetrages

verbleibt der sog. steuerpflichtige Gewerbeertrag. Darauf ist ein Prozentsatz, die

sog. Steuermesszahl, anzuwenden. Die Steuermesszahl beträgt einheitlich für Ein-

zelunternehmen, Personen- und Kapitalgesellschaften 3,5 %.

Insoweit haben Einzelunternehmen und Personengesellschaften gegenüber Ka-

pitalgesellschaften den gewerbesteuerlichen Vorteil eines Freibetrages. Nach An-

wendung der Steuermesszahl auf den steuerpflichtigen Gewerbeertrag errechnet

sich der sog. Steuermessbetrag.24

Gemäß § 1 GewStG sind die Gemeinden berechtigt, die Gewerbesteuer als Ge-

meindesteuer zu erheben. Damit unterliegt der Gewerbebetrieb in der Gemeinde

der Gewerbesteuer, in der er seinen Sitz hat. Die Gemeinde – der Gemeinderat –

legt einen »Steuersatz« fest, der in der Gewerbesteuer als »Hebesatz« bezeichnet

wird. Dieser Hebesatz wird auf den Steuermessbetrag angewandt. Es ergibt sich

die Belastung des Unternehmens mit Gewerbesteuer.

Der Gewerbesteuerhebesatz beträgt mindestens 200%.25 Er lag im Jahr 2007 in

deutschen Gemeinden mit über 50.000 Einwohnern zwischen 340 % in Rüssels-

heim und 490 % in München. Rechnet man den Hebesatz in einen effektiven »Ge-

werbesteuersatz« um, so beträgt die Gewerbesteuer für Kapitalgesellschaften in

deutschen Städtenmit über 50.000 Einwohnern zwischen 11,90% (in Rüsselsheim)

und 17,15 % (in München) des Gewerbeertrages.
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24 Gem. § 35 EStG wird die Gewerbesteuer auf die Einkommensteuer, die auf Einkünfte aus Gewerbe-
betrieb entfällt, pauschal in Höhe des 3,8-fachen des Gewerbesteuer-Messbetrages angerechnet. Die
Gewährung der Steuerermäßigung wird auf die tatsächlich zu zahlende Gewerbesteuer des Unter-
nehmens (Höchstbetrag) begrenzt. Diese Anrechnung erfolgt nur auf die Einkommensteuer, so dass
Kapitalgesellschaften,die körperschaftsteuerpflichtig sind, sie nicht in Anspruch nehmen können.Aus
diesem Grunde wird hier auf die Gewerbesteueranrechnung in der Einkommensteuer nicht weiter
eingegangen.

25 Vgl. § 16 Abs. 4 GewStG.
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2 .3 UMSATZSTEUER

Auch die Systematik des Umsatzsteuergesetzes (UStG) lässt sich anhand der be-

reits bekannten Grundstruktur verdeutlichen:

Der Umsatzsteuer unterliegen sog. »steuerbare Umsätze«, sofern sie nicht nach

dem UStG (§ 4) von der Umsatzsteuer befreit sind. Man spricht dann von umsatz-

steuerpflichtigen Leistungen.Gegenstand der Besteuerung ist demnach in diesem

Fall nicht das Unternehmen, sondern die ausgeführte Leistung.

2.3 .1 Steuerbarke i t von Umsätzen

Steuerbare Umsätze sind gemäß § 1 des Umsatzsteuergesetzes:

Lieferungen und sonstige Leistungen (Oberbegriff: »Leistungen«), § 1 Abs. 1

Nr. 1 UStG

Einfuhr von Gegenständen aus Drittländern (= Nicht EU-Ausland), § 1 Abs. 1

Nr. 4 UStG

Innergemeinschaftlicher Erwerb im Inland gegen Entgelt (grundsätzlich Erwerb

von Gegenständen aus dem EU-Ausland), § 1 Abs. 1 Nr. 5 UStG

Im Folgenden werden ausschließlich die Umsätze dargestellt, die aus Lieferungen

und sonstigen Leistungen resultieren (§ 1 Abs. 1 Nr. 1 UStG).
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Abbildung 12: Rechtsgerüst der Umsatzsteuer

Gliederung Rechts- Ablauftech-
grundlage nische Frage-

»UStG« = Umsatzsteuergesetz (§§ des UStG) stellung

I. Steuergegenstand und Geltungsbereich 1 – 3g Was?/Wer?/
Wo?

II. Steuerbefreiungen 4 – 9

III. Bemessungsgrundlagen 10 – 11 Worauf?
IV. Tarif 12 – 15a Wieviel?
V. Besteuerungsverfahren 16 – 22e Wie und

wann?
VI. Besondere Besteuerungsformen 23 – 25d

VII. Durchführungs- und Schlussvorschriften 26 – 29
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Der Begriff der »Steuerbarkeit« bezeichnet demnach, ob eine Leistung überhaupt

der Umsatzsteuer unterliegen kann. Dafür ist Voraussetzung, dass

die Lieferung oder sonstige Leistung (z.B. Dienstleistung),

von einem Unternehmer,

im Inland,

gegen Entgelt,

im Rahmen seines Unternehmens ausgeführt wird.

Da wir uns hier mit den Grundlagen der Besteuerung eines Unternehmens aus-

einandersetzen, soll davon ausgegangen werden,dass die Leistung von einemUn-

ternehmer im Sinne des UStG erbracht wird. Aus der Abbildung 13 ist die umsatz-

steuerrechtliche Definition des Begriffes »Unternehmer« ersichtlich.Danach ist die

selbständige Ausübung einer gewerblichen oder beruflichen Tätigkeit erforder-

lich. Als solche wird jede nachhaltige Tätigkeit zur Erzielung von Einnahmen an-

gesehen. Im Unterschied zur gewerblichen Tätigkeit (siehe oben zum Gewerbe-

betrieb, 2.2.1.) ist hier Gewinnerzielungsabsicht nicht erforderlich. Die bloße Ein-

nahmeerzielungsabsicht genügt.

Ein Beispiel zur umsatzsteuerlichen Unternehmereigenschaft: Ein Handwer-

ker erbringt eine Dienstleistung. Er repariert in Köln die Heizung in der Privatwoh-

nung eines Kunden. Die Heizung wird von Installateur Fritz Schmitz repariert. Fritz

Schmitz ist der Arbeitnehmer der Willy Müller Installations-GmbH. Diese hat von

Ihrem Kunden den Auftrag zur Reparatur der Heizung erhalten.Wer ist nun Unter-

nehmer im umsatzsteuerrechtlichen Sinne? Der Installateur Fritz Schmitz oder die

Willy Müller Installations-GmbH? Fritz Schmitz kann nicht Unternehmer im Sinne

des Umsatzsteuergesetzes sein, da er seine berufliche Tätigkeit nicht selbständig,

sondern in abhängiger Beschäftigung ausübt – er ist Arbeitnehmer. Demgegenü-

ber ist in unserem Fall dieWilli Müller Installations-GmbH Unternehmerin im Sinne

des Umsatzsteuergesetzes: sie übt selbständig eine gewerbliche Tätigkeit aus. Das

Geschäft der Willy Müller Installations-GmbH dürfte unzweifelhaft nachhaltig und

auf die Erzielung von Einnahmen ausgerichtet sein.

Ob eine Leistung grundsätzlich der Umsatzsteuer unterliegt, also steuerbar ist,

ist auch davon abhängig,ob die Leistung im Inland,gegen Entgelt und im Rahmen

des Unternehmens ausgeführt wird.

Fortsetzung des Beispiels zur Steuerbarkeit: Die Willy Müller Installations-

GmbH (als Unternehmerin) erbringt die Leistung im Inland (Köln) gegen Entgelt
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und wird im Rahmen ihrer gewerblichen Tätigkeit tätig. Somit unterliegt die ent-

sprechende Leistung grundsätzlich der Umsatzsteuer – sie ist »steuerbar«.26

2.3 .2 Steuerpf l i cht von Umsätzen

Nachdem festgestellt worden ist, dass der Umsatz grundsätzlich der Umsatzsteu-

er unterliegt, ist zu überprüfen, ob er auch umsatzsteuerpflichtig ist. Die Umsatz-

steuerpflicht liegt dann vor, wenn keine ausdrückliche Befreiung von der Umsatz-

steuer gemäß § 4 UStG greift.

Fortsetzung des Beispiels zur Umsatzsteuerpflicht: Die oben genannte Re-

paraturleistung unseres Installateurs unterliegt keiner ausdrücklichen Befreiung

von der Umsatzsteuer gem. § 4 UStG, so dass die Umsatzsteuerpflicht gegeben ist.

Beispiele für Umsatzsteuerbefreiungen sind:

Lieferungen in EU-Mitgliedsstaaten oder ins Nicht-EU-Ausland (Nr. 1 a) und b))

Vermietung von Grundstücken (Nr. 12 a))

Gewährung oder Vermittlung von Krediten (Nr. 8 a))

Umsätze, die der Grunderwerbsteuer unterliegen (Nr. 9 a))

Umsätze aus der Tätigkeit als Arzt (Nr. 14)

Eng mit dem Betrieb von Krankenhäusern verbundene Umsätze (Nr. 16)

2.3 .3 Steuerentstehung und Steuersatz

Der leistende Unternehmer, also im Beispiel die Willy Müller Installations-GmbH,

hat 19 % des Nettoentgelts (= Bemessungsgrundlage der Umsatzsteuer) an das Fi-

nanzamt zu entrichten.Nettoentgelt ist das,was der Unternehmer für die erbrachte

Leistung – ohne Umsatzsteuer – als Gegenleistung erhält.Beim Steuersatz wird un-

terschieden zwischen dem sog. Regelsteuersatz (zur Zeit 19 %) und einem er-

mäßigten Steuersatz (in Höhe von zur Zeit 7 %), der z.B. auf Lebensmittel sowie

Druckerzeugnisse erhoben wird.

Wendet man diesen Steuersatz (19 bzw. 7 %) auf die Bemessungsgrundlage (er-

haltenes Netto-Entgelt) an, so erhält man die vom leistenden Unternehmer an das

Finanzamt abzuführende Umsatzsteuer.
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26 Lieferungen und sonstigen Leistungen gegen Entgelt sind sog.»UnentgeltlicheWertabgaben« gleich-
gestellt (§ 3 Abs. 1b und 9a UStG). So wird zum Beispiel die Entnahme eines Gegenstands aus dem
Unternehmen für außerunternehmerische Zwecke als steuerbare Lieferung behandelt. Ein Beispiel:
Der Metzger versorgt seine Familie unentgeltlich mit Wurstwaren aus seiner Metzgerei. Der Metzger
hat auf diese EntnahmeUmsatzsteuer an das Finanzamt abzuführen.Die Entnahme für private Zwecke
wird umsatzsteuerlich genauso behandelt, als hätte er die Wurst verkauft.
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2.3 .4 Vorsteuerabzug

Ist der Leistungsempfänger selber ein Unternehmer und bezieht er die Leistung

für sein Unternehmen, kann er die Umsatzsteuer, die ihm von seinem Lieferanten

in Rechnung gestellt worden ist, bei seinem Finanzamt wiederum als sog. »Vor-

steuer« abziehen (§ 15 Abs. 1 UStG). In unserem obigen Beispiel war der Lei-

stungsempfänger jedoch eine Privatperson (»Nicht-Unternehmer«). Aus diesem

Grunde bleibt ihm der Vorsteuerabzug verwehrt.

Beispiel 1: Ein Bäckermeister lässt die Heizung seiner Backstube reparieren: Der

Bäckermeister kann die Vorsteuer aus der Handwerkerrechnung abzie-

hen.

Beispiel 2:Der Bäckermeister lässt die Heizung seines Privathauses reparieren: In

diesem Fall kann der Bäckermeister auch keinen Vorsteuerabzug vor-

nehmen, da er die Leistung nicht für sein Unternehmen, sondern als

Privatperson bezieht.

Der Vorsteuerabzug geschieht technisch, indem der Unternehmer gegenüber dem

Finanzamt einerseits die von ihm ausgeführten umsatzsteuerpflichtigen Leistun-

gen und die daraus ermittelte Umsatzsteuer erklärt und davon andererseits die

von ihm an Lieferanten entrichtete Umsatzsteuer als Vorsteuer abzieht (§ 16 UStG).

Im Ergebnis hat er nur den Betrag an das Finanzamt abzuführen, um den die Um-

satzsteuer auf erbrachte Leistungen die Umsatzsteuer auf erhaltene Leistungen

(Vorsteuer) übersteigt. Übersteigt die Vorsteuer die Umsatzsteuer auf erbrachte

Leistungen, so erhält der Unternehmer vom Finanzamt sogar eine entsprechende

Erstattung. Die folgende Abbildung 14 verdeutlicht das beschriebene Grundsche-

ma der Umsatzsteuer.
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2.3 .4 .1 Wirkungsweise der Umsatzsteuer

Letztlich führt die Möglichkeit des Vorsteuerabzugs durch Unternehmer dazu,dass

am Ende einer »Lieferkette« der nicht-unternehmerische Endverbraucher die Um-

satzsteuer zahlt. Er kann nämlich – mangels Unternehmereigenschaft bzw. man-

gels unternehmerischer Verwendung – die von ihm an seinen »Lieferanten« ent-

richtete Umsatzsteuer nicht als Vorsteuer abziehen. Die Wirkungsweise der Um-

satzsteuer verdeutlicht das folgende Beispiel der Lieferung einer »Handbohrma-

schine« über verschiedene Handelsstufen hinweg: vom Hersteller über den

Großhändler zum Einzelhändler und schlussendlich zum Endverbraucher:
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Abbildung 14: Grundschema der Umsatzsteuer

steuerpflichtig steuerfrei (§ 4 UStG)

Bemessungsgrundlage
(§§ 10, 17 UStG)

Steuersatz (§ 12 UStG)
grds. Regelsatz (16 %)

oder ermäßigter Satz (7 %)

Umsatzsteuer

abzüglich Vorsteuer (§§ 15, 15a UStG)

= Umsatzsteuerzahllast
(wenn Umsatzsteuer > Vorsteuer)

oder
= Umsatzsteuererstattung

(wenn Umsatzsteuer <Vorsteuer)

Umsätze (§ 1 UStG)

Steuerbarer Umsatz
(§ 1 Nr. 1, 4, 5 UStG) Nicht steuerbarer Umsatz

edition #87-inhalt-2,auflage:edition #87-inhalt  19.05.2008  10:12 Uhr  Seite 41    (Schwarz/Black Auszug)



Wäre der Endverbraucher E keine Privatperson, sondern beispielsweise ein Instal-

lateur, wie in unserem Beispiel, dann könnte er die ihm für die Anschaffung der

Handbohrmaschine in Rechnung gestellte Umsatzsteuer von im Beispiel 380,- €
als Vorsteuer abziehen und bei seinem Finanzamt geltend machen.

2.3 .4 .2 Voraussetzungen und Einschränkungen

des Vorsteuerabzugs

DerVorsteuerabzug steht nur Unternehmern imumsatzsteuerrechtlichen Sinne zu.

Aber auch diese können den Vorsteuerabzug nur unter den strengen Vorausset-

zungen des Umsatzsteuergesetzes (§ 15 Abs. 1 Nr. 1 UStG) vornehmen. Danach

müssen kumulativ folgende Voraussetzungen erfüllt sein:

In einer Rechnung27

ist von einem anderen Unternehmer

für Leistungen,

die für das Unternehmen des die Leistungen empfangenden Unternehmers

ausgeführt worden sind,

Umsatzsteuer gesondert ausgewiesen worden.

Allerdings ist zu berücksichtigen, dass nicht jede vom Lieferanten in Rechnung ge-

stellte Umsatzsteuer als Vorsteuer abziehbar ist. So sind beispielsweise Umsatz-
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Einkaufs- Verkaufs- abzieh-
preis preis bare USt-

inkl. USt ohne Umsatz- Vor- Zahl-
(19 %) USt steuer steuer last

Maschinenhersteller M 0E 1.000E 190E 0E 190E

liefert an

Großhändler G 1.190E 1.500E 285E 190E 95E

liefert an

Händler H 1.785E 2.000E 380E 285E 95E

liefert an

Endverbraucher E 2.380E 0E 0E 0E 0E

Summe: 855E 475E 380E

Abbildung 15: Wirkungsweise der Umsatzsteuer am Beispiel der Lieferung einer
»Handbohrmaschine«

ƒ©ª

ƒ©ª

ƒ©ª

27 Die Rechnung muss den Vorschriften der §§ 14 und 14a UStG entsprechen.
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steuerbeträge, die auf nicht abziehbare Betriebsausgaben (vgl. z. B. § 4 Abs. 5 EStG)

entfallen, nicht als Vorsteuer abziehbar. Nicht abziehbare Betriebsausgaben sind

z. B.:

Aufwendungen für die Bewirtung von Personen aus geschäftlichem Anlass,

soweit diese 70 % der angemessenen und nachgewiesenen Aufwendungen

überschreiten,

Aufwendungen für Geschenke an Personen, die nicht Arbeitnehmer des Steu-

erpflichtigen sind, soweit sie insgesamt 35,00 € im Jahr überschreiten.

Wichtiger ist in der Praxis allerdings das Verbot des Vorsteuerabzugs in den Fällen,

in denen der Unternehmer die empfangene Leistung zur Ausführung von Umsät-

zen verwendet,die gemäß § 4UStG von der Umsatzsteuer befreit sind (siehe oben).

Beispiel: Ein »typisches« Krankenhaus erbringt regelmäßig Leistungen,die gemäß

§ 4 Nr.16 UStG von der Umsatzsteuer befreit sind.Dies hat zur Folge,dass

Krankenhäuser die Umsatzsteuer, die ihnen von ihrem Lieferanten (bei-

spielsweise auf Lebensmittel, Verbrauchsmaterialien aber auch auf Inve-

stitionsgüter, wie Gebäude, medizinische Geräte etc.) in Rechnung ge-

stellt wird, nicht als Vorsteuer abziehen können. Damit verbleibt die Be-

lastung mit im Regelfall 19 % Umsatzsteuer definitiv beim Krankenhaus.

Von besonderer wirtschaftlicher Bedeutung ist diese Umsatzsteuerbelastung auch

in den Fällen, in denen das Krankenhaus personalintensive Dienstleistungen künf-

tig von einem fremden Dritten bezieht, statt sie – wie bisher – in Eigenregie zu er-

bringen (»Outsourcing«). Auf die bisher vom Krankenhaus für das eigene Personal

gezahlten Personalaufwendungen hatte das Krankenhaus keine Umsatzsteuer zu

entrichten. Die »Umwandlung von Personal- in Sachkosten« führt jedoch dazu,

dass der externe Unternehmer, der diese Dienstleistung nunmehr für das Kran-

kenhaus erbringt, dem Krankenhaus auch die 19 % Umsatzsteuer in Rechnung

stellt. Diese fallen als Folge des Fremdbezugs im Regelfall für das Krankenhaus zu-

sätzlich zu den bisherigen Personalkosten an.

2 .4 GRUNDZÜGE DER BESTEUERUNG DER GESELLSCHAFTER

VON KAP ITALGESELLSCHAFTEN

Hier sind drei Grundfälle zu unterscheiden:

a) Der Gesellschafter ist eine natürliche Person.

b) Der Gesellschafter ist eine Personengesellschaft.

c) Der Gesellschafter ist eine andere Kapitalgesellschaft.
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Zu a) natürliche Person als Gesellschafter:

Die von der Kapitalgesellschaft an die natürliche Person ausgeschüttete Divi-

dende unterliegt bei dieser zur Hälfte der Besteuerung mit Einkommensteuer (§ 3

Nr. 40 Buchst. d) EStG) (sog. »Halbeinkünfteverfahren«) als »Einkünfte aus Kapital-

vermögen (§ 20 Abs. 1 Nr. 1 EStG). Allerdings kann die natürliche Person auch nur

die Hälfte der Ausgaben, die mit dieser Beteiligung zusammenhängen, als Wer-

bungskosten abziehen (§ 3c Abs. 2 EStG). Das heißt, dass z.B. Zinsen aus der Fi-

nanzierung des Erwerbs dieser Beteiligung mit einem Kredit nur zur Hälfte ab-

ziehbar sind – und damit steuermindernd geltend gemacht werden können.

Beispiel:H. Schmitz hat Aktien der X-AG in seinem Privatvermögen. Diese Aktien

hat er mit einem Darlehen finanziert. Im Jahr 2007 erhält er eine Divi-

dende in Höhe von 10.000,— €. In 2007 sind Darlehenszinsen in Höhe

von 2.000,—€ angefallen.Depotgebühren betrugen 200,—€.H.Schmitz
erzielt Einkünfte aus Kapitalvermögen (§ 20 Abs. 1 Nr. 1 EStG). Das Hal-

beinkünfteverfahren kommt zur Anwendung:

Einnahmen aus Kapitalvermögen 10.000,00E

davon steuerfrei 1/2 (§ 3 Nr. 40 d) EStG) 5.000,00E

steuerpflichtig 5.000,00E
.
/. Werbungskosten (§ 9 EStG) 2.200,00E

Darlehenszinsen (2.000,00E)

Depotgebühren (200,00E)

davon nicht abziehbar 1/2 (§ 3c Abs. 2 EStG) 1.100,00E 1.100,00E

= 3.900,00E
.
/. Sparerfreibetrag (§ 20 Abs. 4 EStG) 750,00E

= Einkünfte aus Kapitalvermögen 3.150,00E

–> darauf entfallende Steuer bei Anwendung des

persönlichen Steuersatzes (bspw. 40 %) 1.260,00E

Die Werbungskosten (Darlehenszinsen + Depotgebühren) können nur zur Hälfte

abgezogen werden.

Mit der Unternehmensteuerreform 2008 ändert sich die Besteuerung natürlicher

Personen als Gesellschafter grundlegend. Für Dividenden, die nach dem

31.12.2008 (d.h. ab Veranlagungszeitraum 2009) einer natürlichen Person zu-

fließen, ersetzt die sog. »Abgeltungsteuer« das Halbeinkünfteverfahren. Dividen-
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den unterliegen dann in voller Höhe einem 25%-igen (Abgeltung)Steuersatz28.Die

Einkommensteuer wird durch den Abzug der Kapitalertragsteuer i.H.V. 25% erho-

ben. Durch den Abzug der Kapitalertragsteuer gilt die Einkommensteuer als ab-

gegolten. Liegt der persönliche Steuersatz des Gesellschafters unter 25%, kann er

auf Antrag die Einkünfte aus Kapitalvermögen seinem niedrigeren Steuersatz un-

terwerfen.29

TatsächlicheWerbungskosten dürfen nicht mehr angesetzt werden. Stattdessen

wird bei der Ermittlung der Einkünfte aus Kapitalvermögen nur noch ein einheit-

licher Sparerpauschbetrag in Höhe von 801 €berücksichtigt.30

Einnahmen aus Kapitalvermögen 10.000,00E
.
/. Sparerpauschbetrag (§ 20 Abs. 49 EStG) 801,00E

= Einkünfte aus Kapitalvermögen 9.199,00E

–> darauf entfallende Steuer bei Anwendung des

(Abgeltung) Steuersatzes von 25 %) 2.2.99,75E

Zu b) Personengesellschaft als Gesellschafter:

Hierbei wird davon ausgegangen, dass die Personengesellschaft die Beteiligung

im Betriebsvermögen hält. Die von der Kapitalgesellschaft an die Personengesell-

schaft ausgeschüttete Dividende unterliegt bei den Gesellschaftern der Personen-

gesellschaft (»Mitunternehmer«) zur Hälfte der Besteuerung mit Einkommensteu-

er (§ 3 Nr. 40 Buchst. d) EStG) (sog. »Halbeinkünfteverfahren«) als »Einkünfte aus

Gewerbebetrieb (§ 15 Abs. 1 S. 1 Nr. 2 EStG). Hinsichtlich des Abzugs von Betriebs-

ausgaben, die im Zusammenhang mit der Beteiligung an der Kapitalgesellschaft

stehen, greift ebenfalls § 3c Abs. 2 EStG, so dass die Betriebsausgaben zur Hälfte

abgezogen werden.

Ab dem Veranlagungszeitraum 2009 wird das Halbeinkünfteverfahren im be-

trieblichen Bereich durch das sog. »Teileinkünfteverfahren« ersetzt. Danach unter-

liegen Dividenden bei den Gesellschaftern der Personengesellschaft zu 60% der

Besteuerung mit Einkommensteuer. Korrespondierend dazu sind die Betriebsaus-

gaben, die im wirtschaftlichen Zusammenhang mit der Beteiligung an der Kapi-

talgesellschaft stehen, zu 60% abziehbar.
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28 § 32d EStG.
29 Sog. »Günstigerprüfung« nach § 32d Abs. 6 EStG.
30 § 20 Abs.9 EStG i.d.F. ab 1.1.2009; im Sparerpauschbetrag werden der bisherige Sparer-Freibetrag von

750 €und der bisherige Werbungskostenpauschbetrag von 51 €zusammengefasst.
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Zu c) andere Kapitalgesellschaft als Gesellschafter:

Die von der Kapitalgesellschaft an die andere Kapitalgesellschaft ausgeschütte-

te Dividende wird von dieser zu 95% steuerfrei vereinnahmt (§ 8b Abs. 1 und Abs.

5 KStG). Der Gesetzgeber will auf diesem Wege Gewinne von Kapitalgesellschaf-

ten (die ja bereits einmal der Besteuerung mit Körperschaftsteuer unterlegen

haben) so lange (nahezu) steuerfrei stellen, wie sie die Sphäre des Körper-

schaftsteuergesetzes nicht verlassen und somit eine Mehrfachbesteuerung ver-

meiden. Erst wenn die empfangende Kapitalgesellschaft diese Dividende ihrerseits

z.B. an eine natürliche Person weiter ausschüttet, greift das o.g. »Halbeinkünfte-

verfahren« (bzw. ab Veranlagungszeitraum 2009 die Abgeltungsteuer) und die Di-

vidende unterliegt bei der natürlichen Person zur Hälfte (abVeranlagungszeitraum

2009 zu 25%) erneut der Besteuerung – diesmal mit Einkommensteuer.

Hinsichtlich des Abzugs von Betriebsausgaben, die im Zusammenhang mit der

Beteiligung an der Kapitalgesellschaft stehen, greift § 8b Abs. 5 S. 2 KStG, so dass

die Betriebsausgaben in vollem Umfang steuermindernd berücksichtigt werden.

2 .5 STEUERL ICHE ORGANSCHAFTEN

Das deutsche Unternehmens-Steuerrecht macht im Grunde an den Grenzen des

einzelnen rechtlich selbständigen Unternehmens halt. Das heißt, Steuerpflichtiger

bzw. Gegenstand der Besteuerung ist im Regelfall das einzelne Unternehmen –

nicht aber ein Verbund einzelner rechtlich selbständiger Unternehmen – ein Kon-

zern. Mit anderen Worten: Auch die Bildung von Konzernstrukturen ändert nichts

daran, dass nicht der gesamte Konzern Gegenstand der Besteuerung ist, sondern

immer noch das einzelne rechtlich selbständige Konzern-Unternehmen (»Mutter«-

oder »Tochter«-Unternehmen) ist. Dies hat aus Unternehmenssicht durchaus un-

erwünschte Konsequenzen. So ist zum Beispiel denkbar, dass innerhalb eines Kon-

zerns ein Unternehmen erhebliche steuerliche Gewinne macht, während das an-

dere im gleichen Zeitraum Verluste einfährt. Aus ertragsteuerlicher Sicht (Körper-

schaftsteuer und Gewerbesteuer) hat dies folgende Konsequenzen: Der Gewinn

der einen Konzerngesellschaft unterliegt in diesem Jahr in voller Höhe der Be-

steuerung; der im selben Jahr erlittene Verlust der anderen Konzern-Gesellschaft

führt nur dazu, dass diese in diesem Jahr keinerlei Steuern zu zahlen hat und dass

deren steuerlicher Verlust mit künftigen Gewinnen dieser Gesellschaft verrechnet

werden kann, so dass Steuerminderungen erst künftig und auch nur bei dieser Ge-

sellschaft eintreten.
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Im Falle eines ertragsteuerlichen (Körperschaftsteuer- bzw.Gewerbesteuer-) Or-

ganschaftsverhältnisses sind im Ergebnis die Gewinne und Verluste der Konzern-

gesellschaften miteinander zu verrechnen. Die folgende Abbildung 16 zeigt die

Auswirkungen eines steuerlichen Organschaftsverhältnisses am Beispiel der Kör-

perschaftsteuer.

Am Beispiel in Abbildung 16 wird deutlich, dass die Gesamtsteuerbelastung im

Konzern ohne ein Organschaftsverhältnis – also ohne die Verrechnung von Ge-

winnen mit Verlusten – deutlich höher ausfällt, als wenn ein solches Organ-

schaftsverhältnis besteht.

Steuerliche Organschaften können für die folgenden drei Steuerarten einge-

richtet werden:

Körperschaftsteuer

Gewerbesteuer

Umsatzsteuer

Allen steuerlichen Organschaften ist gemeinsam, dass als Organgesellschaft

(=«Tochterunternehmen«) nur juristische Personen und bei körperschaft- und ge-

werbesteuerlicher Organschaft sogar nur Kapitalgesellschaften in Frage kommen.

Mit anderen Worten: Unternehmen in der Rechtsform einer Personengesellschaft

(z. B. oHG oder KG) können nie als Organgesellschaft (Tochterunternehmen) an
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Körperschaftsteuerliche Belastung: (KSt-Satz = 15 %)

ohne mit
Organschaft Organschaft

Mutterunternehmen 1,5 4,5

Tochterunternehmen 1 15,0 0,0

Tochterunternehmen 2 0,0 0,0

Gesamt (»Konzern«): 16,5 4,5

Abbildung 16: Auswirkungen eines steuerlichen Organschaftsverhältnisses am Beispiel
der Körperschaftsteuer

Tochterunternehmen 2 GmbH
Ergebnis: – 80
(»Verlust«)

Tochterunternehmen 1 AG
Ergebnis: + 100
(»Gewinn«)

Mutterunternehmen GmbH
Ergebnis vor Ergebnisübernahme: + 10
Ergebnis nach Ergebnisübernahme: + 30
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steuerlichen Organschaftsverhältnissen beteiligt sein (§§ 14 Abs. 1, 17 KStG, § 2

Abs. 2 S. 2 GewStG, § 2 Abs. 2 Nr. 2 UStG).

Dem gegenüber ist die Rechtsform des sog. »Organträgers« (=«Mutterunter-

nehmen«) für alle drei steuerlichen Organschaften unerheblich. Körperschaft- und

Gewerbesteuergesetz fordern lediglich ein inländisches31 gewerbliches Unterneh-

men als Organträger (§ 14 Abs. 1 S. 1 KStG, § 2 Abs. 2 S. 2 GewStG). Die umsatz-

steuerliche Organschaft setzt lediglich einen Unternehmer im Sinne des § 2 (1)

UStG voraus. Dies bedeutet, dass beispielsweise Personengesellschaften (die zwar

nicht Organgesellschaft sein können, siehe oben) sehr wohl Organträger (also

»Mutterunternehmen«) eines steuerlichen Organschaftsverhältnisses sein können.

Dies gilt selbst für Unternehmen,die als Einzelunternehmen – also von einer natür-

lichen Person – betrieben werden. So könnte beispielsweise »unser« Bäckermei-

ster, der seine Bäckerei als Einzelunternehmen betreibt und darüber hinaus Mehr-

heits-Gesellschafter einer »Backwaren Vertriebs GmbH« ist, mit dieser GmbH steu-

erliche Organschaftsverhältnisse begründen.

Voraussetzung für die Umsetzung aller drei Organschaften ist die sog. finan-

zielle Eingliederung des Organträgers in die Organgesellschaft: Diese ist dann ge-

geben, wenn der Organträger an der Organgesellschaft (mittelbar oder unmittel-

bar) eine Anteilsmehrheit besitzt,die zurMehrheit der Stimmrechte führt (§ 14 Abs.

1 Nr. 1 KStG, Abschn. 21 Abs. 4 S. 1 und 2 UStR32).

Darüber hinaus ist bei der körperschafts- und gewerbesteuerlichen Organschaft

der Abschluss eines Gewinnabführungsvertrages zwischen dem Organträger und

der Organgesellschaft zwingend erforderlich.

ZurWirksamkeit der umsatzsteuerlichen Organschaft ist demgegenüber der Ab-

schluss eines solchen Gewinnabführungsvertrages nicht erforderlich. Allerdings

erfordert die umsatzsteuerliche Organschaft neben der finanziellen Eingliederung

auch die

wirtschaftliche Eingliederung und die

organisatorische Eingliederung

der Organgesellschaft in den Organträger (§ 2 Abs. 2 Nr. 2 UStG).

Wirtschaftliche Eingliederung bedeutet, dass die Organgesellschaft gemäß dem

Willen der Organträgerin im Rahmen des Gesamtunternehmens und zwar in

engem wirtschaftlichem Zusammenhang mit diesem, es fördernd und ergänzend,

wirtschaftlich tätig ist (Abschn. 21 Abs. 5 S. 1 UStR).
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31 Bzw. ein ausländisches gewerbliches Unternehmen mit Zweigniederlassung in Deutschland (§ 18
KStG).

32 UStR = Umsatzsteuerrichtlinie.
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Organisatorische Eingliederung liegt dann vor, wenn durch organisatorische

Maßnahmen des Organträgers sichergestellt ist, dass sein Wille in der Organge-

sellschaft tatsächlich durchgeführt wird (Abschn.21 Abs.6 S.1 UStR).Der Abschluss

eines Beherrschungsvertrages führt regelmäßig dazu, dass organisatorische Ein-

gliederung gegeben ist, da der Beherrschungsvertrag Weisungsrechte des herr-

schenden Unternehmens (hier: der Organträgerin) sicherstellt.
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Während die ertragsteuerlichen (Körperschaftsteuer und Gewerbesteuer) Organ-

schaftsverhältnisse dazu führen, dass steuerliche Gewinne und Verluste der Or-

gangesellschaften durch Zurechnung beim Organträger letztlich miteinander aus-

geglichen werden können, führt die umsatzsteuerliche Organschaft dazu,dass Lie-

ferungen und Leistungen zwischen Organgesellschaften bzw. zwischen Organge-

sellschaften und dem Organträger nicht der Umsatzsteuer unterliegen. Dies

kommt daher, dass für die Umsatzsteuer der gesamte Organkreis wie ein einziges

Unternehmen im umsatzsteuerrechtlichen Sinne behandelt wird. Somit sind Um-

sätze innerhalb des Organkreises sog. »nichtsteuerbare Innenumsätze«. Dies ist

vergleichbar dem Fall, dass innerhalb eines einzigen rechtlich selbständigen Un-

ternehmens die Abteilung A an die Abteilung B liefert und lediglich eine interne

Verrechnung vorgenommen wird. Ein solcher Innenumsatz unterliegt auch nicht

der Umsatzsteuer.
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3 . GRUNDZÜGE DER BESTEUERUNG
SOG . BETR IEBE GEWERBL ICHER
ART ( »BGA« )

3 .1 GRUNDZÜGE DER BESTEUERUNG VON BGA :

KÖRPERSCHAFTSTEUER

Das Körperschaftsteuergesetz knüpft die unbeschränkte Steuerpflicht (siehe oben,

Abschnitt 2.1.) daran, dass eine juristische Person gegeben ist. Allerdings sind nur

juristische Personen des privaten Rechts unmittelbar selbst körperschaftsteuer-

pflichtig. Für juristische Personen des öffentlichen Rechts hat das Körper-

schaftsteuergesetz (§ 4) den Terminus des »Betriebes gewerblicher Art« (BgA) ge-

schaffen. Das heißt, dass nicht die juristische Person öffentlichen Rechts selbst der

Körperschaftsteuerpflicht unterliegt. Sonst wäre beispielsweise eine Gebietskör-

perschaft (als Körperschaft öffentlichen Rechts) »automatisch« körperschaftsteu-

erpflichtig. Dies ist jedoch nicht der Fall.Vielmehr sind juristische Personen öffent-

lichen Rechts nur im Rahmen ihres BgA steuerpflichtige Unternehmen. Unterhal-

ten sie mehrere Betriebe gewerblicher Art, so sind sie grundsätzlichmit jedem BgA

gesondert körperschaftsteuerpflichtig. Eine Zusammenfassung artgleicher BgA zu

einem einzigen BgA ist allerdings zulässig (R 7 Abs. 1 KStR).
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Wie aus der Abbildung 18 ersichtlich ist, sind drei Arten juristischer Personen des

öffentlichen Rechts zu unterscheiden:

Körperschaften,

Anstalten,

Stiftungen.

Für alle juristischen Personen des öffentlichen Rechts gilt das oben aufgeführte zur

Steuerpflicht. Das heißt beispielsweise, dass eine Sparkasse – die regelmäßig nach

den Sparkassengesetzen der Länder als Anstalt des öffentlichen Rechts betrieben

wird – nicht körperschaftsteuerpflichtig ist,weil sie selbst juristische Person des öf-

fentlichen Rechts ist. Sie unterliegt aber der Körperschaftsteuer als Betrieb ge-

werblicher Art (vgl. auch Abbildung 19, § 4 Abs. 2 KStG). Der Betrieb gewerblicher

Art ist demnach nichts anderes als ein Begriff zur steuerlichen Abgrenzung der

wirtschaftlichen Betätigung juristischer Personen des öffentlichen Rechts. Die ge-

setzliche Definition des Betriebes gewerblicher Art findet sich im § 4 KStG:
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Erfolgt eine unternehmerische Betätigung der öffentlichen Hand in Form eines

rechtlich unselbständigen Eigenbetriebes (z. B. kommunale »Sport- und Bäderbe-

triebe), so bildet dieser Eigenbetrieb regelmäßig einen Betrieb gewerblicher Art,

sofern die Voraussetzungen des § 4 KStG erfüllt sind.Das heißt,dass die Träger-Kör-

perschaft (hier: Kommune) auch mit ihrem Betrieb gewerblicher Art »Sport- und

Bäderbetrieb« der Körperschaftsteuer unterliegt.

3 .2 GRUNDZÜGE DER BESTEUERUNG VON BGA :

GEWERBESTEUER

Wie oben (siehe Abschnitt 2.2) dargestellt, unterliegt der Gewerbebetrieb mit sei-

nem Gewerbeertrag der Gewerbesteuer.
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Abbildung 19: Betriebe gewerblicher Art – Begriff

§ 4 Betriebe gewerblicher Art von juristischen
Personen des öffentlichen Rechts

(1) Betriebe gewerblicher Art von juristischen
Personen des öffentlichen Rechts im Sinne des
§ 1 Abs. 1 Nr. 6 sind vorbehaltlich des Absatzes 5
alle Einrichtungen, die einer nachhaltigen wirt-
schaftlichen Tätigkeit zur Erzielung von Einnah-
men außerhalb der Land- und Forstwirtschaft die-
nen und die sich innerhalb der Gesamtbetätigung
der juristischen Person wirtschaftlich heraus-
heben. Die Absicht, Gewinn zu erzielen, und die
Beteiligung am allgemeinen wirtschaftlichen Ver-
kehr sind nicht erforderlich.

(2) Ein Betrieb gewerblicher Art ist auch unbe-
schränkt steuerpflichtig, wenn er selbst eine
juristische Person des öffentlichen Rechts ist.

(3) Zu den Betrieben gewerblicher Art gehören auch
Betriebe, die der Versorgung der Bevölkerung mit
Wasser, Gas, Elektrizität oder Wärme, dem öffentli-
chen Verkehr oder dem Hafenbetrieb dienen.

(4) Als Betrieb gewerblicher Art gilt die Verpachtung
eines solchen Betriebs.

(5) Zu den Betrieben gewerblicher Art gehören nicht
Betriebe, die überwiegend der Ausübung der
öffentlichen Gewalt dienen (Hoheitsbetriebe).
Für die Annahme eines Hoheitsbetriebs reichen
Zwangs-oder Monopolrechte nicht aus.

Körperschaftsteuergesetz

x Nachhaltige wirtschaft-
liche Tätigkeit zur Erzie-
lung von Einnahmen.

x Gewinnerzielungsabsicht
sowie Beteiligung am all-
gemeinen wirtschaftli-
chen Verkehr sind nicht
erforderlich.

x Anstalt ist z.B. selbst
juristische Person öffent-
lichen Rechts.

x Spezielle BgA
(nicht abschließend).

x Verpachtungs-BgA.

x Hoheitsbetriebe (Aus-
übung öffentlicher
Gewalt) keine BgA, z.B.:
Forschungsanstalten,
Wetterwarten, Schlacht-
höfe, Anstalten zur
Straßenreinigung und
Abführung von Abwäs-
sern und Abfällen.
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Gewerbebetrieb im Sinne des § 2 GewStG ist der BgA nur dann, wenn er ein sog.

»Gewerbebetrieb kraft gewerblicher Betätigung« ist. Dieser liegt, wie oben (siehe

2.2.1.) ausgeführt, dann vor, wenn der BgA Gewinnerzielungsabsicht verfolgt.

Die Ermittlung der Gewerbesteuer erfolgt beim BgA auf gleiche Weise wie bei

Kapitalgesellschaften (siehe oben 2.2.2. Abb. 11). Allerdings steht dem BgA – als

Unternehmen einer juristischen Person des öffentlichen Rechts – ein Freibetrag in

Höhe von 3.900,00 €zu, der den steuerpflichtigen Gewerbeertrag entsprechend

mindert.
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3 .3 GRUNDZÜGE DER BESTEUERUNG VON BGA :

UMSATZSTEUER

Zu klären ist, welche umsatzsteuerlichen Konsequenzen sich aus der unterneh-

merischen Betätigung der öffentlichen Hand in der Form eines steuerlichen BgA

ergeben.Wie ausgeführt, sind juristische Personen des öffentlichen Rechts in den

Ertragsteuerarten (Körperschaft- und Gewerbesteuer) nur mit ihren Betrieben ge-

werblicher Art steuerpflichtig. Auch in der Umsatzsteuer entfalten sie die für die

Unternehmereigenschaft (siehe oben 2.3.1.) erforderliche gewerbliche oder be-

rufliche Tätigkeit nur im Rahmen ihrer BgA (§ 2 Abs. 3 Satz 1 UStG). In der Um-

satzsteuer gibt es allerdings die Besonderheit, dass der BgA das umsatzsteuerliche

Unternehmen darstellt, während die umsatzsteuerrechtliche Unternehmer-Eigen-

schaft (im Sinne des § 2 (1) Satz 1 UStG) der dahinterstehenden juristischen Per-

son des öffentlichen Rechts zukommt. Dies sind beispielsweise:

Gebietskörperschaften (Bund, Länder und Gemeinden)

Stiftungen öffentlichen Rechts

Anstalten öffentlichen Rechts

Unternehmen im Sinne des § 2 (1) Satz 2 UStG sind demnach alle Betriebe ge-

werblicher Art, die eine juristische Person öffentlichen Rechts unterhält.

Dazu ein Beispiel:

Unterhält eine Stadt mehrere BgA, z. B.:

Bäderbetrieb als Regiebetrieb

Krankenhaus als Eigenbetrieb

Stadtwerke als Eigenbetrieb

so ist die Stadt mit all ihren BgA’s (auch wenn diese derart unterschiedlich sind,wie

in diesem Beispiel) umsatzsteuerliche Unternehmerin.

Das Unternehmen der Stadt umfasst im umsatzsteuerrechtlichen Sinne »ihre ge-

samte gewerbliche oder berufliche Tätigkeit« (§2 (1) Satz 2 UStG). Umsätze zwi-

schen den verschiedenen BgA sind demnach nichtsteuerbare Innenumsätze (siehe

oben 2.3.1.). Umsätze allerdings, die eine juristische Person öffentlichen Rechts mit

einer anderen juristischen Person des öffentlichen Rechts tätigt, sind Umsätze zwi-

schen zwei verschiedenen juristischen Personen öffentlichen Rechts.

Auch hierzu ein Beispiel:Eine Anstalt öffentlichen Rechts (z.B. Sparkasse) tätigt

Umsätze mit einer Gebietskörperschaft (z. B. Gemeinde). Deshalb sind diese Um-

sätze keine Innenumsätze, sondern sie unterliegen grundsätzlich der Umsatzsteu-
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er (sie sind steuerbar), und sind – sofern keine Befreiung gemäß § 4 UStG greift –

auch umsatzsteuerpflichtig.33
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33 Umsätze von Banken und Sparkassen sind allerdings wegen § 4 Nr. 8 UStG größtenteils von der Um-

satzsteuer befreit.
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4 . GRUNDZÜGE DER BESTEUERUNG
DER ÖFFENTL ICHEN HAND
ALS GESELLSCHAFTER IN VON
KAP ITALGESELLSCHAFTEN

Die wirtschaftliche Betätigung der öffentlichen Hand (z.B. einer Gemeinde als Ge-

bietskörperschaft) ist – insbesondere für körperschaftsteuerliche Zwecke – einem

der folgenden steuerlich relevanten Bereiche zuzurechnen:

Hoheitlicher Bereich

Es ist keine Körperschaftsteuerpflicht gegeben.

Vermögensverwaltender Bereich

Die juristische Person öffentlichen Rechts unterliegt nur mit den Einkünften,die

dem Steuerabzug unterliegen einer beschränkten Körperschaftsteuerpflicht

(§ 2 Nr. 2 KStG).

Betrieb gewerblicher Art

Die juristische Person unterliegt mit ihren Betrieben gewerblicher Art jeweils

der unbeschränkten Körperschaftsteuerpflicht (§ 1 Abs. 1 Nr. 6 i.V.m. § 4 KStG).

Ist die öffentliche Hand Gesellschafterin einer Kapitalgesellschaft, so sind

grundsätzlich zwei Fälle denkbar:

1. Die Gemeinde hält ihre Beteiligung an der Kapitalgesellschaft im Bereich der

Vermögensverwaltung.

2. Die Gemeinde hält ihre Beteiligung an der Kapitalgesellschaft in einem Betrieb

gewerblicher Art.

Die folgende Abbildung 22 zeigt die Ertragsteuerbelastung einer GmbH und der

Gemeinde als Gesellschafterin, die diese GmbH-Beteiligung im vermögensverwal-

tenden Bereich hält (= Fall 1):
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Die GmbH selbst unterliegt einer definitiven – also nicht mehr reduzierbaren –

Steuerbelastung mit

Körperschaftsteuer in Höhe von 15%.Dabei ist es unerheblich,ob die Gewinne die-

ser GmbH an den Gesellschafter ausgeschüttet werden oder nicht (»thesauriert«).

Gewerbesteuer in Abhängigkeit von der Höhe des Hebesatzes der jeweiligen

Gemeinde. Ein Hebesatz von z. B. 470 % (z. B. Essen) bedeutet eine effektive

Gewerbesteuerbelastung von 16,45 % auf den Gewinn vor Steuern.

Eine Steuerbelastung einer Gemeinde (als Gebietskörperschaft ist sie juristische

Person öffentlichen Rechts) kann nur auf Gewinne entstehen, die die Kapitalge-

sellschaft ausschüttet.

In diesem Fall hält die Gemeinde ihre GmbH-Beteiligung im vermögensverwal-

tenden Bereich. Die GmbH hat Kapitalertragsteuer in Höhe von 20 % (zuzügl.

5,5 % Solidaritätszuschlag) an das Finanzamt abzuführen (§ 43a Abs.1 Nr.1 KStG)34.

Auf Antrag erhält die Gemeinde vom Bundesamt für Finanzen die Hälfte der Kapi-

talertragsteuer (zuzügl. 5,5 % Solidaritätszuschlag) erstattet (§ 44c Abs. 2 S. 1 Nr. 2

EStG). Im Ergebnis unterliegt die von der GmbH ausgeschüttete Dividende damit

lediglich einer endgültigen Steuerbelastung mit Kapitalertragsteuer (10 %35) und

darauf abzuführenden Solidaritätszuschlag (5,5 % der Kapitalertragsteuer).
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Abbildung 22: Ertragsteuerliche Belastung einer Kapitalgesellschaft und einer Gemein-
de als Gesellschafterin, GmbH-Beteiligung im vermögensverwaltenden
Bereich der Gemeinde

Ebene der GmbH

Gewinn vor Steuern 100,00.
/. Gewerbesteuer 16,45
Essen:Hebesatz
= 470 % (= Steuersatz 16,45 %).

/. Körperschaftsteuer Steuersatz = 15 % 15,00.
/. Solidaritätszuschlag = 5,5 % der KSt 0,83
= Ergebnis nach Steuern 67,73.
/. Einstellung in Rücklagen 0,00
= für Ausschüttung

verwendet 67,73.
/. KapESt (§ 43a (1)
Nr. 1 EStG) KapESt = 20 %* 13,55.

/. Solidaritätszuschlag = 5,5 % d.KapESt 0,74
= Ausschüttungsbetrag 53,44
* ab VZ 2009: 25 %

Ebene der Gemeinde
(hier:Vermögensverwaltung)

= erhaltene Ausschüttung 53,33
+ Erstattung KapESt (1/2) 6,77
+ Erstattung SolZ (1/2) 0,37
= verbleibender Betrag 60,58

34 Ab dem Veranlagungszeitraum 2009 beträgt die Kapitalertragsteuer 25%.
35 Ab dem Veranlagungszeitraum 2009: 12,5%.
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Die folgende Abbildung 23 zeigt die Ertragssteuerbelastung einer GmbH und

der Gemeinde als Gesellschafterin, die diese GmbH-Beteiligung in einem Betrieb

gewerblicher Art (BgA) hält (= Fall 2):

Der BgA vereinnahmt die ausgeschütteten Gewinne zu 95% steuerfrei (§ 8 b Abs.

1 und Abs. 5 KStG). Bereits von der GmbH abgeführte Kapitalertragsteuer wird auf

die Körperschaftsteuerschuld des BgA angerechnet. Erst die Weiter-Ausschüttung

»dieser« Dividende durch den BgA an die Träger-Gemeinde würden allerdings Be-

lastungenmit Kapitalertragsteuer in Höhe von 15% (§ 43a Abs. 1 S. 1 EStG) und So-

lidaritätszuschlag bei der Gemeinde führen.

Denkbar ist außerdem, dass die Kapitalgesellschaft, an der die Gemeinde betei-

ligt ist, selbst wiederum weitere Beteiligungen besitzt. Dies ist z. B. bei konzernlei-

tenden Holding-Kapitalgesellschaften (z.B. Stadtwerke GmbH´s als Muttergesell-

schaften von »Verkehrsbetriebe AG« und »Versorgungs AG«) der Fall.
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Abbildung 23: Ertragsteuerliche Belastung einer Kapitalgesellschaft und einer Gemein-
de als Gesellschafterin,
GmbH-Beteiligung in einem BgA der Gemeinde

Ebene der GmbH

Gewinn vor Steuern 100,00.
/. Gewerbesteuer 16,45
Essen:Hebesatz
= 470 % (Steuersatz = 16,45 %.

/. Körperschaftsteuer Steuersatz = 15 % 15,00.
/. Solidaritätszuschlag = 5,5 % der KSt 0,83
= Ergebnis nach Steuern 67,73.
/. Einstellung in Rücklagen 0,00
= für Ausschüttung

verwendet 67,73.
/. KapESt (§ 43a (1)
Nr. 1 EStG) KapESt = 20 %* 13,55.

/. Solidaritätszuschlag = 5,5 % d.KapESt 0,74
= Ausschüttungsbetrag 53,44
* ab VZ 2009: 25 %

Ebene der BgA

Ausschüttungsbetrag 53,44
+ anrechenbare Kapitalertragsteuer 13,55
+ anrechenbarer Solidaritätszuschlag 0,74
= Gewinn vor Steuern 67,73.
/. steuerfrei gem.§ 8b KStG (95 %) 64,34
= steuerpflichtiger Gewinn (vor Steuern) 3,39.
/. Gewerbesteuer
Essen:Hebesatz Essen: 0,56
= 470 % = Steuersatz 16,45 %.

/. Körperschaftsteuer Steuersatz = 15 % 0,51.
/. Solidaritätszuschlag = 5,5 % der KSt 0,03
= Ergebnis nach Steuern 66,63
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Bei der einzelnen Tochter-AG/-GmbH unterliegen die Gewinne zuvor allerdings

einer definitiven – also auch nicht mehr reduzierbaren – Steuerbelastung mit Kör-

perschaftsteuer (15 %) und Gewerbesteuer (im Beispiel in Höhe von 16,45 % bei

einem Hebesatz von 470 %).

Allerdings vereinnahmt in diesem Fall die »Holding-GmbH« die Dividende, die

sie von ihrer Tochtergesellschaft erhält, zu 95 % steuerfrei gem. § 8 b Abs. 1 und

Abs. 5 KStG.

Die Höhe der ertragsteuerlichen Belastung einer weiteren Ausschüttung der von

der Holding GmbH steuerfrei vereinnahmten Ausschüttungen ihrer Beteilungs-

bzw.Tochter GmbH an die Gemeinde als Gesellschafterin ist dann,wie bereits dar-

gestellt, davon abhängig, ob die Gemeinde die Beteiligung an der Holding GmbH

im vermögensverwaltenden Bereich oder in einem BgA hält.
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Abbildung 24: Besteuerung einer »Holding-GmbH« und ihrer Gesellschafterin, einer
Gebietskörperschaft – Gemeinde

Ebene der Tochter-AG/GmbH

Gewinn vor Steuern 100,00.
/. Gewerbeertragsteuer 16,45
Essen:Hebesatz
= 470 % (= Steuersatz 16,45 %.

/. Körperschaftsteuer Steuersatz = 15 % 15,00.
/. Solidaritätszuschlag = 5,5 % der KSt 0,83
= Ergebnis nach Steuern 67,73.
/. Einstellung in Rücklagen 0,00
= für Ausschüttung

verwendet 67,73.
/. KapESt (§ 43a (1)
Nr. 1 EStG) KapESt = 20 %* 13,55.

/. Solidaritätszuschlag = 5,5 % d.KapESt 0,74
= Ausschüttungsbetrag 53,44
* ab VZ 2009: 25 %

Ebene der Holding-Gesellschaft
(hier »Holding-GmbH«)

Ausschüttungsbetrag 53,44
+ anrechenbare Kapitalertragsteuer 13,55
+ anrechenbarer Solidaritätszuschlag 0,74
= Gewinn vor Steuern 67,73.
/. steuerfrei gem.§ 8b KStG (95 %) 64,34
= steuerpflichtiger Gewinn (vor Steuern) 3,39.
/. Gewerbesteuer
Essen:Hebesatz
= 470 % (= Steuersatz 16,45 %).

/. Körperschaftsteuer Steuersatz = 15 % 10,16.
/. Solidaritätszuschlag = 5,5 % der KSt 0,56
= Ergebnis nach Steuern 56,45.
/. Einstellung in Rücklagen 0,00
= für Ausschüttung verwendet 56,45.
/. KapESt (§ 43a (1)
Nr. 1 EStG) KapESt = 20 %* 11,29.

/. Solidaritätszuschlag = 5,5 % d.KapESt 0,62
= Ausschüttungsbetrag 44,54
* ab VZ 2009: 25 %

Ebene der Gemeinde
(hier:Vermögensverwaltung)

= erhaltene Ausschüttung 44,54
+ Erstattung KapESt (1/2) 5,65
+ Erstattung SolZ (1/2) 0,31
= verbleibender Betrag 50,49
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ANHANG:

VERGLE ICHENDE DARSTELLUNG
WICHT IGER UNTERNEHMENS -
RECHTSFORMEN ANHAND
AUSGEWÄHLTER MERKMALE
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Heinz Putzhammer (Hrsg.)
Wege zu nachhaltigem Wachstum, Beschäftigung  
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Personalkennzahlen  13167  3-86593-046-8  10,00
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Wolfgang Irrek • Stefan Thomas
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Der Jahresabschluss der Holding.  
Betriebswirtschaftliche Handlungshilfen  13171  3-86593-050-6  12,00
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betrieblicher Interessenvertretungen  13174  3-86593-053-0  10,00
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Einstiegsqualifizierung für Jugendliche (EQJ)  13175  3-86593-054-9  10,00

Peter Liepmann • Oliver Bonkamp • Britta Martina Gohs
Kooperation und Netzwerke in ausgewählten 
Branchen der Region Ostwestfalen-Lippe  13176     978-3-86593-055-2  29,00

 
Henry Schäfer • Oliver Kuhnle

Die bilanzielle Behandlung von Zweckgesellschaften u. 
ihre Bedeutung im Rahmen der Corporate Governance  13177     978-3-86593-056-9  15,00

Daniel Tech
Flexicurity und beschäftigtenorientierte  
Unternehmensstrategien im Betrieb  13178     978-3-86593-057-6  15,00
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Standortbedingungen und Entwicklungsperspektiven 
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Christine Leisten

Das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz – 
Leitfaden für Betriebsräte  13192    978-3-86593-072-9  15,00
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Familienfreundlicher Betrieb  13193    978-3-86593-073-6  15,00
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Wettbewerbsfähigkeit und Beschäftigungspotenziale 
der Biotechnologie in Deutschland  13197    978-3-86593-077-4  30,00

 
Thorsten Sellhorn

Pensionsverpflichtungen in der Rechnungslegung 
Betriebswirtschaftliche Handlungshilfen 13198    978-3-86593-078-1  15,00 

Henry Schäfer • Oliver Kuhnle
Die Bilanzierung originärer Finanzinstrumente 
im Jahresabschluss nach HGB und IFRS 13199    978-3-86593-079-8  15,00

edition #87-inhalt-2,auflage:edition #87-inhalt  19.05.2008  10:12 Uhr  Seite 76    (Schwarz/Black Auszug)



77

1

2

3

4

5

6

7

8

9

10

11

12

13

14

15

16

17

18

19

20

21

22

23

24

25

26

27

28

29

30

31

32

33

34

35

36

37

Hartmut Küchle
Die deutsche Heeresindustrie in Europa 13200    978-3-86593-080-4  18,00 

Karin Schulze Buschoff
unter Mitarbeit von Claudia Schmidt

Neue Selbstständige im europäischen Vergleich 13201    978-3-86593-081-1  20,00 
 
Lorenz Jarass • Gustav M. Obermair

Steuerliche Aspekte von Private-Equity- und 
Hedge-Fonds unter Berücksichtigung der 
Unternehmenssteuerreform 2008 13202    978-3-86593-082-8  15,00

 
Hans-Joachim Voth

Transparenz und Fairness auf einem einheitlichen 
europäischen Kapitalmarkt 13203    978-3-86593-083-5  12,00 

Stefan Stracke • Erko Martins • Birgit K. Peters 
Friedemann W. Nerdinger

Mitarbeiterbeteiligung und Investivlohn 13205    978-3-86593-085-9  18,00 
Claudia Schippmann

Betriebliche Mitbestimmungskulturen in Großbritannien,
Spanien, Schweden, Frankreich und Ungarn 13206    978-3-86593-085-6  18,00

 
Bettina Graue

Aufgaben, Grenzen und Perspektiven des Gender- 
Gedankens im Betriebsverfassungsgesetz 13207    978-3-86593-087-3  12,00  

 
Herbert Bassarak

Aufgaben und Konzepte der Schulsozialarbeit/Jugend- 
sozialarbeit an Schulen im neuen sozial- und 
bildungspolitischen Rahmen 13208    978-3-86593-089-7  29,00 

Hermann Groß
Betriebs- und Arbeitszeitmanagement in tarif- 
gebundenen und nicht tarifgebundenen Betrieben 13210    978-3-86593-091-0  10,00 

 
Judith Aust, Volker Baethge-Kinsky, Till Müller-Schoell, 
Alexandra Wagner (Hrsg.)

Über Hartz hinaus 13214    978-3-86593-096-5  25,00
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Hans-Böckler-Stiftung
Die Hans-Böckler-Stiftung ist das Mitbestimmungs-, Forschungs- und Studienförderungswerk 
des Deutschen Gewerkschaftsbundes. Gegründet wurde sie 1977 aus der Stiftung Mitbestim-
mung und der Hans-Böckler-Gesellschaft. Die Stiftung wirbt für Mitbestimmung als Gestal-
tungsprinzip einer demokratischen Gesellschaft und setzt sich dafür ein, die Möglichkeiten der 
Mitbestimmung zu erweitern.

Mitbestimmungsförderung und -beratung
Die Stiftung informiert und berät Mitglieder von Betriebs- und Personalräten sowie Vertre-
terinnen und Vertreter von Beschäftigten in Aufsichtsräten. Diese können sich mit Fragen zu 
Wirtschaft und Recht, Personal- und Sozialwesen oder Aus- und Weiterbildung an die Stiftung 
wenden. Die Expertinnen und Experten beraten auch, wenn es um neue Techniken oder den  
betrieblichen Arbeits- und Umweltschutz geht.

Wirtschafts- und Sozialwissenschaftliches Institut (WSI)
Das Wirtschafts- und Sozialwissenschaftliche Institut (WSI) in der Hans-Böckler-Stiftung 
forscht zu Themen, die für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer von Bedeutung sind. Globa-
lisierung, Beschäftigung und institutioneller Wandel, Arbeit, Verteilung und soziale Sicherung 
sowie Arbeitsbeziehungen und Tarifpolitik sind die Schwerpunkte. Das WSI-Tarifarchiv bietet 
umfangreiche Dokumentationen und fundierte Auswertungen zu allen Aspekten der Tarifpolitik.

Institut für Makroökonomie und Konjunkturforschung (IMK)
Das Ziel des Instituts für Makroökonomie und Konjunkturforschung (IMK) in der Hans- 
Böckler-Stiftung ist es, gesamtwirtschaftliche Zusammenhänge zu erforschen und für die  
wirtschaftspolitische Beratung einzusetzen. Daneben stellt das IMK auf der Basis seiner  
Forschungs- und Beratungsarbeiten regelmäßig Konjunkturprognosen vor. 

Forschungsförderung 
Die Stiftung vergibt Forschungsaufträge zu Mitbestimmung, Strukturpolitik, Arbeitsgesellschaft,  
Öffentlicher Sektor und Sozialstaat. Im Mittelpunkt stehen Themen, die für Beschäftigte von  
Interesse sind.

Studienförderung 
Als zweitgrößtes Studienförderungswerk der Bundesrepublik trägt die Stiftung dazu bei, soziale  
Ungleichheit im Bildungswesen zu überwinden. Sie fördert gewerkschaftlich und gesellschafts-
politisch engagierte Studierende und Promovierende mit Stipendien, Bildungsangeboten und 
der Vermittlung von Praktika. Insbesondere unterstützt sie Absolventinnen und Absolventen des 
zweiten Bildungsweges. 

Öffentlichkeitsarbeit
Mit dem 14tägig erscheinenden Infodienst »Böckler Impuls« begleitet die Stiftung die aktuellen 
politischen Debatten in den Themenfeldern Arbeit, Wirtschaft und Soziales. Das Magazin »Mit-
bestimmung« und die »WSI-Mitteilungen« informieren monatlich über Themen aus Arbeitswelt 
und Wissenschaft. Mit der Homepage www.boeckler.de bietet die Stiftung einen schnellen Zu-
gang zu ihren Veranstaltungen, Publikationen, Beratungsangeboten und Forschungsergebnissen. 
 

Hans-Böckler-Stiftung 
Hans-Böckler-Straße 39
40476 Düsseldorf
Telefax: 02 11/77 78-225
www.boeckler.de 

Hans Böckler
Stiftung
 Fakten für eine faire Arbeitswelt.
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